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2. Jahrgang
d friedennoverhandlung

Die ſofortige Einberufung des
Reichstages abgelehnt.

Jm Seniorenkonvent des Reichstages wurde am
Donnerstag der Arbeitsplan für die nächſte Zeit ver
einbart. Der Antrag, den Reichstag ſofort einzu-
berufen, wurde gegen die Stimmen der beiden ſozial-
demokratiſchen Fraktionen abgelehnt.

Der Ausſchuß wird ſeine Beratungen die nächſten
Tage hindurch fortſetzen. Die Vollverſammlung
des Reichstages wird vorausſichtlich erſt im Februar
zuſammentreten.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion trat am
Donnerstag vormittag zu einer Sitzung zuſammen. Die
Genoſſen Scheidemann und Ebert erſtatteten Bericht
über die Verhandlungen, die in den letzten Wochen
ſtattgefunden haben. An dieſe Berichte knüpfte ſich eine
Debatte über die Oſtfragen.

Der Hauptausſchuß des Reichstags krat in
Anweſenheit zahlreicher Abgeordneter am Donnerstag nach-
mittag zuſammen. Der Reichskanzler Graf Hert-
ling begrüßte den Ausſchuß mit dem Hinweis darauf, daß
die ganze Welt die Friedensverhandlungen mit all ihren Be
gleiterſcheinungen mit der größten Aufmerkſamkeit verfolgte.
Die Regierung lege großen Wert darauf, auch die Meinung
des Reichstags in dieſer Situation kennen zu lernen.

Unterſtaatsſekretär v. Buſche beſprach dann die Ver-
handlungen in Breſt-Litowſk, ohne aber mehr mitzuteilen,
als was bereits durch die Preſſe bekannt war. Er ſtellte aus-
drücklich feſt, daß die Entente eine geradezu fieberhafte
Tätigkeit entfalte, um die Verhandlungen in BreſtLitowsk
zu hintertreiben. Wir mußten den Ruſſen klarlegen, daß für
Polen, Livland und Kurland die Trennung von Rußland be
reits beſchloſſene Tatſache ſei.

Von großer Bedeutung war der andere Teil der Ver-
handlungen, der ſich auf die wirtſchaftlichen Fragen
bezog. Redner machte darüber eine Reihe ſtreng vertrau-
liche Angaben, aus denen mitgeteilt werden kann, daß Einig-
keit darüber beſteht, daß dem Kriege kein Wirtſchaftskrieg
folgen dürfe. Rußland iſt bereit, die während des Krieges
gegen die Deutſchen und ihre Verbündeten erlaſſenen Kriegs-
geſetze dufzuheben und jeden Schaden, der Angehörigen dieſer
Mächte zugefügt wurde, wieder gutzumachen. Eine Anzahl

Spezialfragen ſind beſonderen Kommiſſionen überwieſen wor
den, ſo vor allen Dingen die Frage des Austauſchs der Ge
Fangenen.

Auf Vorſchlag des Vorſitzenden wird zunächſt nur in eine
Ausſprache über die politiſchen Fragen eingetreten. Auf den
Wunſch, dem Reichstage ſchleunigſt eine Denkſchrift über alle
einſchlägigen Fragen vorzulegen, antwortete Staatsſekretär
Graf Rödern, daß man ſich von einer Denkfſchrift nicht zu
viel verſprechen dürfe, weil keine der Fraägen, um die es ſich
handle, als abgeſchloſſen gelten könne. Demgegenüber wurde
aus dem Ausſchuß heraus der größte Wert darauf gelegt,
eine ſolche Denkſchrift raſch zu erhalten. Insbeſondere war
es Abg. Ebert, der darauf hinwies, daß man entſcheiden
des Gewicht auf die wirtſchaftlichen Fragen legen müſſe und
deshalb auf die Vorlegung des Materiales beharren müſſe.
Außerdem müßten auch ſämtliche Funkſprüche der ruſſiſchen
Regierung vorgelegt werden, ferner alle Erklärungen, die
von Körperſchaften in den beſetzten Gebieten des Oſtens ab
gegeben worden ſind. Dieſer Auffaſſung wurde allgemein

Es erregte ziemliches Befremden, als Unter-
taatsſekretär v. Buſche erklärte, daß man bereit ſei, das

Material zuſammenzuſuchen.
Abg. Ledebour machte die Aufſehen erregende Mit-

teilung, daß das Krieg sminiſterium von den Alſdent
ſchen Rohrbach und Schiemann eine Denkſchrift für die
deutſchen Vertreter hat herſtellen laſſen und verlangt, auch
dieſe Denkſchrift vorzulegen. Der Vertreter des Auswärtigen
Amtes erkſärte, von einer ſolchen Denkſchrift ſei ihm nichts
bekannt.

Aba. Erzberger beſprach dann in einer ausführlichen
Rede den ganzen Komplex der politiſchen Fragen, der mit
dieſen Verhandlungen im Zuſammenhang ſteht, und wies
vor allem darauf hin, daß die Differenz zwiſchen den ruſſi
ſchen und den deutſchen Vorſchlägen nicht ſo groß ſei, daß ſie
nicht bei einigem guten Willen ausgeglichen werden könne.
Der Redner vertrat den Stondpunkt des unbedinaten Selßſt-
beſtimmungsrechts der Völker und betonte ausdrücklich, daß
nur das Feſthalten an dieſen Gedanken und ſeine konſequente
Durchführung uns den baſdigen Frieden hringen könne.

Staatsſekretär Graf Rödern erklärte auf eine Be
merküng des Abg. Erzberger. daß zwiſchen dem Konzler und
der Militärverwaltung in Litauen vöſlige Einigkeit darüber
beſtehe, daß der Landesrat in den nächſten Tagen zuſammen
treten ſoll.
Abg. Dr. Da vid polemiſierte zunächſt oogen den Unter
ſtaatsſekretär, der durchaus keinerlei Aufklärung gegeben
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habe. Das Vorgehen der Ruſſen zeige, daß die Geheimdiplo-
matie durchaus keine Notwendigkeit ſei. Der Friede, der
komme, könne nur ein Verſtändigungsfriede ſein, der allein
eine Garantie für die Dauer in ſich tragen könne. Aus dieſem
Grunde ſei das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker immer in
den Vordergrund zu ſtellen. Die Völker ſeien keine Hammel-
herde, über die nach Belieben verfügt werden könne. Und das
Hauptziel müſſe ſein, die Koalition zu ſprengen, die ſich gegen
Deutſchland gebildet hat. Dann werde die Möglichkeit der
freien Entwicklung gegeben ſein. Von einem ſolchen Aus-
gang des Krieges könne man durchaus befriedigt ſein. Die
Ziele der Alldeutſchen ſind derart, daß man ernſtlich über ſie
vicht diskiti önne. Die Larderräte in den beſetzten Ge-
bielen des Oſtens müßten auscgeöeut werden zu Jnſtanzen,
die geeignet ſind, den Willen es Volkes zu erforſchen.

Nah de: Rede Davids wurden die Verhandlungen auf
Freitag vertagt.

Wolffs Bureau gibt über die Rede des Unterſtaatsſekretärs
von dem Buſche im Hauptausſchuß des Reichstages folgenden
ausführlicheren Bericht:

Berlin, 3. Januar. Unterſtaatsſekretär von dem Buſche führte
im Hauptausſchuß des Reichstages zunächſt über die Vorgeſchichte
der Friedensverhandlungen u. a. aus: Die neue ruſſiſche Regie
rung erließ einen an alle Welt gerichteten Funkſpruch, in dem ſie
unter Darlegung ihrer Prinzipien zum Waffenſtillſtand und da
nach zu Friedensverhandlungen aufforderte. Darauf nahm der
Reichskanzler in der Sitzung des Reichstages am 29. November
Gelegenheit zu der Mitteilung, daß die von der ruſſiſchen Regie
rung kundgegebenen Prinzipien eine diskutable Grundlage für
Verhandlungen über W ſtand und Frieden darfſtellten.
Partielle Waffenſtillſtandsverhandlungen hatten bereits begonnen.
Jn Breſt-Litowſk wurden dann die Waffenſtillſtandsverhandlungen
eröffnet und naturgemäß als militäriſche Angelegenheit von mili-
täriſchen Bevollmächtigten geführt. Das Auswärtige Amt war
dabei vertreten, ebenſo nahmen Abgeſandte unſrer Verbündeten
teil. Die Verhandlungen nahmen einen ſchnellen und glatten
Verlauf und wurden am 15. Dezember zu allgemeiner Befriedi-

gung hReben den Verhandlungen in Breſt-Litowſk liefen Verhand-
lungen für die Südweſtfront in Focſani. Hier waren auch die
Rumänen vertreten. Gemäß Artikel 9 des Waffenſtillſtands-
protokolls ſetzten dann alsbald die Friedensverhandlungen
ein. Zu dieſen Verhandlungen erteilte der Kaiſer dem Reichs-
kanzler Vollmacht mit der Ermächtigung, ſich durch den Staats-
ſekretär v. Kühlmann vertreten zu laſſen. Die Oberſte Heeres-
leitung war beteiligt durch General Hoffmann. Die Verhand-
lungen waren naturgemäß von erheblicher Shwierigkeit, weil ſie
zwiſchen einer Koalition auf der einen Seite und einer einzelnen
Macht auf der andern Seite zu führen waren. Eine Schwierig-
keit lag auch darin, daß bei dieſer Art der öffentlichen Bericht
erſtattung es den Mitgliedern der Entente möglich war, die Ver
handlungen zu ſtören an kräftigen Verſuchen hierzu durch Aus
ſtreuung falſcher Nachrichten hat es nicht gefehlt. Die erſte Kund-
gebung war die bekannte Erklärung der ruſſiſchen Delegation am
25. Dez. Auf dieſe ruſſiſchen Prinzipien war in einer allgemeinen Er
klärung zu antworten, die ebenfalls durch die Preſſe bekannt wurde.
Darauf wurde in die Behandlung von Einzelfragen eingetreten. Zu
nächſt warfen die Ruſſen Territorialfragen auf, deren beſondereSchwie-
rigkeiten der Unterſtaatsſekretär darlegte. Die Ruſſen hielten daran
feſt, daß vom Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker ausgegangen werden
müſſe und daß dieſes Recht für jede Nation bis zur Trennung
vom Staatsverbande aufrehtzuerhalten ſei. Dieſen Standpunkt
bekundeten ſie auch Finnland gegenüber und teilten uns auf
eine Anfrage mit, daß ſie auh bereit ſeien, Finnlands Selb-
ſtändigkeit anzuerkennen, falls ſich Finnland an ſie wenden würde.

Der Unterſtaatsſekretär ſchloß hieran eine Reihe ausführlicher
Mitteilungen, zunächſt über dieſe Territorialfragen, ſodann über
Wirtſchaftsfragen, und machte darauf Mitteilungen über die Auf
gaben der nach Petersburg entſandten Kommiſſion, zu denen
insbeſondere die Fragen der Jnternierten, Verwundeten und Ge-
fangenen gehören.

Der Vorwärts über den Hauptausſchuß.
Erfreulicherweiſe ſcheint bei den Anhängern der Mehrheits-

parteien Uebereinſtimmung darüber zu herrſchen, daß ein einwand-
freier Modus gefunden werden müſſe, um den Volkswillen in den

Gebieten feſtzuſtellen und daß ein Votum zugunſten
Rußlands oder der beiderſeitigen vollen Unabhängigkeit zum
mindeſten mit Gelaſſenheit zu ertragen wäre.

Aeber die Antwort der Entente
macht die Morningpoſt folgende Mitteilung:

Die bevorſtehende neue amtliche Erklärung der Alliierten über die
Bedingungen, unter denen ſie zu Friedensbeſprechungen bereit ſind,
bringt keine Aenderung der bisherigen Erklärungen der Entente in der
Kriegszielfrage. Vorläufig iſt der Gegenſatz der Grundſätze zwiſchen
beiden Mächtegruppen noch unüberbrückbar. Das ſchließe aber nicht
aus, daß man ſich einmal ausſprechen kann, wenn die Gegenſeite dieſes
wünſcht.

Wie die Vaterlandspartei den feindlichen Kriegs
hetzern in die Hände arbeitet!

Petit Pariſien veröffentlicht die Ueberſetzung eines angeblich
von engliſchen Truppen in einem deutſchen Schützengraben gefundenen
Paketes, das eine Gegenüberſtellung der Bedingungen des Scheidemann
Friedens und eines wahrhaft deulſchen Friedens enthält. Es handelt
ſich allm Anſchein nach um eines der, Flugblätler der Valerlandspartkei,
das die Ententepreſſe als Beweis für die geheimen Ziele der deutſchen
Politik ausbeutet

nvordenhauptaueſchußdeeReichotags

Die Einberufung des Reichs
tages.

Trotz des Proteſtes der beiden ſozialdemokratiſchen Grup-
pen war der Reichstag Anfang Dezember, als ſchon die neuen
Ereigniſſe in Rußland ihre Schatten warfen, bis Mitte Janugk
vertagt worden. Mittlerweile iſt es im Oſten zu einem Waf
fenſtillſtand gekommen und die Friedensverhandlungen zwi-
ſchen Rußland und dem Vierbunde haben begonnen. Nachdem
über die allgemeinen Friedensziele mit Leichtigkeit eine Eini-
gung erzielt werden konnte, iſt es über den beſonderen Fragen
zu einer Unterbrechung gekommen, namentlich weil über die
praktiſche Auslegung und Ausführung der Formel vom Selbſt
beſtimmungsrecht der Völker tiefgehende Meinungsverſchie-
denheiten beſtanden. So ernſt der Friedenswille auf beiden
Seiten iſt, ſo kritiſch haben ſich doch die Ausſichten über das
endgültige Zuſtandekommen des Friedens wegen des Gegefi-
ſatzes in der erwähnten Auslegung des Selbſtbeſtimmungs-
rechts der Völker geſtaltet. Und da auch die Meinungen der
Parteien über die Abſichten der Regierungen der Mittelmächte
und beſonders der deutſchen Regierung völlig auseinandet
gehen, obwohl die von der Reichsregierung vor den Partel
führern entwickelten Grundſätze über die einzuſchlagende Frie
denspolitik die grundſätzliche Billigung der Vertreter aller
Parteien gefunden haben ſollen, ſo iſt es notwendig, daß über
dieſe inneren Differenzen ſo ſchnell wie möglich reſtlos
Klarheit geſchaffen werde. Dieſe Klarheit kann aber nicht in
vertraulichen Beſprechungen der Parteiführer beim Reiche-
kanzler oder mit dem Staatsſekretär v. Kühlmann, auch nicht
in den mehr oder weniger vertraulichen Beſprechungen des
Hauptausſchuſſes getroffen werden, ſondern nur in der vollen
Oeffentlichkeit der Plenarſitzungen des Reichstages. Deshald
iſt der ſofortige Zuſammentritt und ſein dauerndes Zu
ſammenbleiben eine gebieteriſche Notwendigkeit. Es iſt nicht
nur notwendig, daß die Vertretung des deutſchen Volkes ge
nau unterrichtet iſt über die Kriegsziele der deutſchen Regie
rung, ſondern ſie muß auch die dauernde Kontrolle
über den Gang der Friedensverhandlungen haben. Damit
wäre das Recht der Mitwirkung des deutſchen Volkes bei den
Friedensverhandlungen in denkbar weiteſtem Maße gewahr
und allen demokratiſchen Anſprüchen Genüge geſchehen.

Mitte Dezember vorigen Jahres wurde im öſterreichiſchen
Abgeordnetenhauſe bekanntlich eine dringliche Anregung von
ſlaviſchen Abgeordneten auf Vornahme von Wahlen von Volks
vertretern, die direkt an den Friedensverhandlungen teilzu-
nehmen hätten, beraten. Die Antragſteller gingen bei der Be
gründung ihrer Forderung vom Selbſtbeſtimmungsrecht der
öſterreichiſchen Völker aus und verlangten die Führung der
Friedensverhandlungen von Volk zu Volk. Von deutſchbür
gerlicher Seite wurde gegen die Teilnahme nationaler Ver
treter an den Friedensverhandlungen proteſtiert. Der Mini-
ſterpräſident erklärte zu den ſlaviſchen Forderungen, wonach
dem Miniſter des Aeußern zu den Friedensverhandlungen
ein aus verſchiedenen Nationalitäten Oeſterreichs und Un-
garns zuſammengeſetzter Beirat beigegeben werden ſolle, daß
verfaſſungsrechtlich die Vertretung bei den Friedensverhand-
lungen dem Miniſter des Aeußern obliege, der im Rahmen
ſeiner Verantwortlichkeit und im Einvernehmen mit dem ver
antwortlichen Miniſterpräſidenten beider Staaten der Mon
archie dieſe Verhandlungen zu führen habe. Es würde dem
Geiſte der Verfaſſung aller konſtitutionellen Staaten wider
ſprechen, wenn die Regierung bei Führung dieſer Verhand
lungen durch einen ſolchen Beirat kontrolliert würde.
Selbſtverſtändlich ſei jedoch, daß etwa abgeſchloſſene inter
nationale Abmachungen, in ſoweit ſie nach der Verfaſſung
der Genehmigung durch die geſetzgebenden Körperſchaften be
durften, dieſen vorgelegt würden.

Dieſe Verhandlungen im öſterreichiſchen Abgeordneten
hauſe geben für die Beurteilung der Frage der direkten oder
indirekten Mitwirkung des Volkes bei den Friedensverhand
lungen im allgemeinen und für die gegenwärtigen deutſchen
Verhältniſſe im beſonderen eine gute Unterlage. Verfaſſungs
rechtlich werden in allen Verfaſſungsſtaaten die Verhältniſſe ſo
liegen, daß die Friedensverhandlungen von Vertretern der Re
gierung geführt werden und die endgültige Entſcheidung über
die Friedensvereinbarungen dem Parlamente zugeſtanden
wird. Eine direkte Mitwirkung von Vertretern der Parlamente,
wie ſie im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe die Slawen
forderten, iſt praktiſch ganz unmöglich und würde nur zu
einem unheilbaren Wirrwarr führen. Der verfafſungsecht
liche Zuſtand aber, der dem Parkamente nur die Entſcheidu
über die vereinbarten Friedensbedingungen einräumk, läu
praktiſch auf die Ausſchaltung des Parlamentes hinaus. Ein
mitbeſtimmender Einfluß muß aber auch unter dieſer ver
faſſungsrechtlichen Lage dem Parlamente eingeräumt wer
den. Das iſt in einer Zeit, wo für das Parlament eine maß
gebende Stellung im Verfaſſungsleben gefordert wird, eine
unerläßliche Forderung. Und wenn der öſterreichiſche Mini
ſterpräſident eine direkte Kontrolle der Volksvertretung
bei den Friedensverhandlungen im Sinne der ſlawi
treter mit Recht ablehnte, ſo iſt doch eine indirekte
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frolle des Parkamentes nicht nur möglich, ſondern nohwendig,
indem die Regierung nicht nur ihre Kriegsziele vor dem Par
hamente entwickelt, ſondern dieſe Ziele mit dem Parlamente
vereinbart, die Verhandlungen ſtreng im Geiſte dieſer
Vereinbarungen führt und das Parlament fortgeſetzt über den
Verlauf der Verhandlungen unterrichtet, und zwar in
voller Oeffentlichkeit.

hat die deutſche Regierung ſich mit dem Reichs
tage durch die Friedensreſolution vom 19. Juli 1917 über die
Richtlinien der Friedensziele geeinigt.

Dieſe Reſolution iſt jedoch ſo veſchieden ausgelegt wor
den, daß e ſogar von extremen Eroberungspolitikern in
i h rem Sinne ausgelegt werden konnte. Jn der letzten Zeit
hat dann die Regierung, wie ſchon geſagt, in vertraulichen
Beſprechungen mit den Parteiführern über die Kriegsziele im
Oſten grundſätzliche Uebereinſtimmung erzielt. Trotz-
dem müſſen wir ſehen, daß die Antwort der deutſchen Regie-
rung auf die ruſſiſche Friedensformel wiederum von den Er-
oberungspolitikern dahin ausgelegt wird, daß die deutſche Re
ierung im Oſten nur Eroberungspläne im Sinne der All-
utſchen treibe. Da iſt es denn angeſichts des kritiſchen

Moments, in dem ſich die Friedensverhandlungen bei ihrer
Wiederaufnahme infolge der Dehnbarkeit der deutſchen Ant
wort eine unbedingte Notwendigkeit, daß endlich Klarheit,
völlige Klarheit geſchaffen werde. Dieſe kann aber nur ge-
wonnen werden durch völlige Oeffentlichkeit. Deshalb muß
der Reichstag ſofort einberufen werden und
dauernd verſammelt bleiben, damit er bei allen
auftauchenden Streit- und Zweifelsfragen ſofort in Aktion
treten kann.

Wie es heißt, dürfte der Reichstag erſt im Februar
uſammentreten, angeblich weil der Etat noch nicht
ertiggeſtellt iſt. Der Etat iſt dem Reichstage auch im

her Jahre erſt im Februar Zugegangen Dies hat aber
mit der heutigen Frage der Einberufung nichts zu tun. Jn
der heutigen Zeit von weltgeſchichtlicher Bedeutung, wo wir
vor und in Friedensverhandlungen ſtehen, die die dauernde
Verſöhnung der Völker bringen ſollen, genügt es nicht,einen Ausſchuß laufend zu unterrichten, da muß vielmehr

er Reichstag dauernd verſammelt ſein, um ſofort ſeine
timme erheben zu können, wenn die Verhandlungen über

den Frieden einen Verlauf zu nehmen drohen, die einen
dauernden Frieden zu gefährden geeignet ſind. Deshalb
muß mit aller Entſchiedenheit gegen die Verſchiebung der
Vollverſammlungen des Reichstages bis in den Februar
proteſtiert werden. Der hat im Haupt-

das Bedürfnis der ſtändigen Fühlungnahme
zwiſchen Regierung und Reichstag in dieſer Situation an
erkannt und gemeint, die Mitteilungen, die er zu den
Friedensverhandlungen zu machen habe, gelten für die Ver

ngenheit und heute; ob ſie aber für morgen noch gelten,
nne man v wiſſen Das iſt ganz richtig. Die Situa-

tion kann ſich ſchnell ändern. Aber eben deshalb iſt auch
d lammenſeln des Reichstags eine unbedingte Notwen-

gkeit.

Die litauiſche Anabhängigkeits
erklärung.

Die Erklärung des litauiſchen Staatsrats über die Loslöſung
Ellanens von Rußland, auf die ſich die Erklärung des Grafen Czernin
vom 28. Dezember v. J. bezieht, hat nach dem Litauiſchen Preſſebureau
(Lauſanne) folgenden Wortlaut:

In Anbetracht 1., daß Litauen vom 15. bis Ende des 18. Jahr
hunderts unabhängig war, 2. daß das durch Rußland gewaltſam annek-
tierte Litauen niemals aufgehört hat, ſeine Unabhängigkeit zu verlangen,
ſogar mit der Waffe u der Hand (1830, 1863 und 1905), 3. daß
Litauen von der zoariſchen Regierung während 120 Jahren auf ſchänd
lichſte Weiſe nterdrückt und mißhandelt worden iſt und daß nach der
Revolution auch die proviſoriſche Regierung keine Notiz von ſeinen An-
ſprüchen genommen hat, trotzdem Litauen von Anfang an Anhänger
der neuen Regierung war (Deklaration vom 4. April 1917); 4. daß im

enwärtigen Moment der größte Teil Litauens von den Deutſchen
etzt iſt und daß das, durch die letzten Ereigniſſe ſich in einer ganzneuen Situation befindliche Rußland in die Unnsguchteit verſetzt iſt,

ſeine Pflichten und Verpflichtungen dem litauiſchen Volke gegenüber,
welch letzteres ſeinerſeits jedoch ungeachtet der während eines Jahr-
hunderts ertragenen Unterdrückung bis auf den heutigen Tag nicht auf
gehört hat, ſeinen Verpflichtungen gegen den ruſſiſchen Staat rechtmäßig
nachzukommen, erklärt der litauiſche Staatsrat als treuer Bewahrer
und Wächter der höchſten Intereſſen des Vaterlandes:

1. daß das litauiſche Volk ſich von jetzt ab dem ruſſiſchen Staat
aller Bande los und ledig betrachtet;

2. daß das ſitauiſche Volk, indem es ſich auf das von den Mächten
r Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker beruft, das Recht und

Pfücht hal, fein Schickſal ſelbſt in die Hand zu nehmen und ſeine
Ueoebhängigkeit durch die fremden Mächte anerkennen zu laſſen.

Henderſon als Ankläger gegen die
engliſche Regierung.

Auf der a in London abgehaltenen Ar beiterkonferenz
Henderſon der engliſchen Regierung auch einige unbequeme
helten. Er führte u. a. aus:

Geheimdiplomatie, Militärdienſtpflicht, Profitmacherei aus der Her-
ſt don Jnſtrumenten der Zerſtörung ſollten in der Geſellſchaft
freier Rationen unmöglich ſein. Die unumgängliche Vorbedingung des

lanes einer Völkerliga ſei die Ablehnung jeder Form eines
wirtſchaftlichen Boykottes gegen Deutſchland nach dem Kriege. Man ſei
derechtigt, zu fragen, ob die Regierung alles, was in ihrer Macht liege,
we, um die Feindſeligkeiten abzukürzen. Der Redner wies ſodann auf
die Behauptung Carſons in ſeiner Rede in Portsmouth hin, daß
OeſterreichUngarn und die Türkei bereit ſeien, Frieden zu ſchließen,
und fragte, warum die Regierun gnicht in Verhandlungen mit ihnen,
beſonders mit der Türkei getreten ſei, wie jetzt Deutſchland mit Ruß-
land. Statt deſſen habe ſie die Einnahme Jeruſelems
betrieben. Obwohl nach der Erklärung Carſons die Türkei Frie
den zu ſchließen wünſche, dehne England ſeine Fronten in dieſem Lande
aug. Es fönne nicht Wunder nehmen, daß man England in neu-

Ländern, in Rußland und ſelbſt in Amerika imperiali-
iſcher und annexzioniſtiſcher Ziele verdächtige.

n die Arbeiter weitere Opfer bringen ſollten, müßten ſie beſtimmte
nungen erhalten, daß ſolche Opfer zur Herbeiführung eines

n und gerechten edens notwendig ſeien. Die Arbeiter
beſtehe darauf, daß Deutſchland anerkenne, daß es ein unbedingtes

gebe, das es annehmen müſſe. Anderſeits dürften die
keinerlei Zweifel darüber laſſen, daß der Kampf lediglich

m GSeundſätze und Jdeale, nicht um Eroberungen fortdauere.
Die A e Gelegenheit, feſtzuſtellen, inwieweit Deutſch
bend dereit ihr Friedensprogramm anzunehmen.

Has ſpaniſche Parlament aufgelöſt!
Madrid, 3. Januar. (Havas.) Der König hat einen

r durch den die Kammer aufgelöſt wird.
euwahlen werden auf den 17. Februar feſtpeſte

h mentritt der neuen Kammer auf den
ärz,

u e e e

Abgeordneter v. Heydebrand:
Die „allgemeinen Redensarten“ der Regierung.

Die Ausführungen, die wir von dem Herrn Miniſter des
Jnnern gehört haben, waren derartig von allgemeinen
Rodensarten durchgogen, daß man damit alles oder nichts be
ründen kann, daß wenn mir der Herr rig des

nern nur einen Teil dieſer Bemerkungen dieſer Redens
arten ich glaube, er nannte ſie Determinanten zur Ver
fügung e ich mich anheiſchig mache, die Einführung der
Republik aufs einleuchtendſte zu begründen.

Ankündigung der konſervativen Obſtruktion gegen die
Wahlrechtsvorlage.

Erheblicher ſcheint mir der Hinweis, daß wir es bei der
Vorlage dieſer Geſetzentwürfe mit einer ganz ausgeſprochenen
Willensmeinung des Trägers der Krone tun haben. Es
verſteht ſich ganz von ſelbſt, daß eine derartig ſtarke Willens-
meinung gerade auch bei meinen politiſchen Freunden auf
einen ganz beſonderen Widerhall zu rechnen hat, und ſie be
ſtärken in dem Entſchluß, den wir auch vorher gefaßt hatten,
die Beſtimmung dieſer Vorlage, die da in der Tat die wich-
tigſte iſt, die wir ſeit Beſtehen unſeres Verfaſſungsrechtes
haben, mit einer ganz beſonderen Sorgfalt nach allen Rich-
tungen hin zu prüfen.

Wie die Konſervativen über die Willenskundgebung
der Krone höhnen.

Dann, meine Herren, dürfen wir doch auch nicht über
ſehen, daß ſich uns dieſe Willensmeinungen der Krone in ver
ſchiedener Geſtalt dargeſtellt haben. Wir haben im Jahre 1808
in der Thronrede vernommen, daß es der Wille und Wunſch
ſei, Vorlagen zu bearbeiten, die der Entwicklung des Landes,
der erhöhten Bildung und dem Maße des fortſchreitenden
politiſchen Verſtändniſſes Rechnung tragen ſollten und auf die
ſer Grundlage beruhten. Wir haben dann im Jahre 1910 die
Vorlage bekommen, die ja ähnlich begründet war und die nicht
zuſtande kam. Dann haben wir die Oſterbotſchaft erhalten, die
lediglich die Beſeitigung des Klaſſenwahlrechts forderte, im
übrigen aber für die materielle Geſtalt keine beſtimmten An
haltspunkte gab, jedoch das eine ſagte, daß jetzt die Zeit ſei,
eine derartige Vorlage zu verabſchieden, ſondern die ganz aus
drücklich darauf hinwies, daß man abwarten müſſe, bis der
Krieg zu Ende ſei Endlich kann man doch nicht überſehen,
daß dieſe Willensmeinungen verſchiedene Stadien durchlaufen
haben Wenn Sie jetzt ſo tun als wenn dieſe Vorlage
ſo ungefähr geſtern auf die Welt gekommen wäre, ſo wiſſen
wir doch aber ganz genau, wer diejenigen ſind, die mit dem
Nachdruck, den ihnen eine ſchwere politiſche Situation des
Landes gegeben bhat, verlangt haben, daß dieſe Vorlagen ſo ge
macht wurden, wie ſie geworden ſind das iſt doch kein Zu
fall die unter Ausnutzung der Notlage des Landes ver-
langt haben, daß dieſe Dinge ſo vorgelegt wurden

Vertrauen zum Volke genügt nicht für ein Wahlrecht.
Allerdings muß ich ſagen: die Grundlage allein des Ver

trauens; wie ſie hier von dem Herrn Miniſter des Jnnernſo beſonders in den Vordergrund geſtellt wurde, reicht doch

nicht aus. Wir haben auch Vertrauen zu unſerm Volke. Ge
wiß, wir haben das! Aber man kann doch ein Wahlrecht, das
auf Generationen hinaus unſerm Staate zur Grundlage
dienen ſoll, nicht ausſchließlich auf der Grundlage eines Ver
trauens zu einer augenblicklichen Zuſammenſetzung des Volkes
ausgeſtalten. Denn wo kommt man da hin?

Die Konſervativen lehnen das gleiche Wahlrecht ab.
Ein geſundes Wahlrecht für jeden Staat und auch für

Preußen muß den Intereſſen des Staates und den berechtigten
Wünſchen der Bevölkerung entſprechend Jch kann aber
nicht verhehlen, und darf damit die einſtimmige Meinung
meiner politiſchen Freunde zum Ausdruck bringen, daß uns
ein gleiches Wahlrecht als eine geeignete Grundlage dafür
nicht erſcheint. Wir werden verſuchen, ob wir etwas Beſſeres
an die Stelle ſetzen können.

Abgeordneter v. d. Oſten:
Wenn die Junker in Preußen herrſchten.

Sie können mir glauben, wenn die konſervative Partei
oder die Junker geherrſcht hätten, ſo wäre heute manches
anders. Aber die Junker haben gelernt, im preußiſchen
Staate nicht zu herrſchen, ſondern zu dienen.

Die Konſervativen künden Zeiten des Widerſtandes an.
Meine Herren, die Zeiten des Stillebaltens ſind für

die konſervative Partei jetzt vorbei. Es entſteht ſonſt ein

Ein ruſſiſches Regierungesblatt

über Amerika.
Berlin, 2. Januar. Das ruſſiſche offiziöſe Militärblatt ſchreibt zu

der Kriegserklärung Amerikas an Oeſterreich-Un-
arn: „Amerika hat Oeſterreich- Ungarn den Krieg erklärt. Jn demAugendug, wo die ruſſiſche Demokratie alle Anſtrengungen macht, um

ein Ende der verbrecheriſchen Menſchenſchlächterei herbeizuführen, be
mühen ſich die amerikaniſche und engliſche Bourgeoiſie, dieſen blutigen
Schrecken zu verlängern, nur um den Gegner derart Surhe r
und zu entkräften, daß er als Konkurrent auf dem tmarkte aus
ſcheidet. Denn nur darin liegt Sinn und Weſen der engliſchen und
amerikaniſchen Kapitaliſten. Sie wiſſen, daß die Länder, die den
Krieg führen, wirtſchaftlich derart geſchwächt ſind, daß ſie als Kon
kurrenten in abſehbarer Zeit nicht mehr gefährlich ſein können. Sie
wiſſen. daß ſie, wenn ſie den Krieg bis zur vollen Kräfteerſchöpfung
durchführen auf dem knochenbeſäten Leichenfeld die einzigen r
bleiben, weil ſie ihre Kräfte geſchont haben. Dann werden ſie es
ſein, die die Welt teilen. Die verführeriſche Perſpektive der Welt-
aufteilung ſteht vor den mächtigſten Vampyren des Weitkapitals, der
engliſchen und amerikaniſchen Bourgeoviſie.

Frankreichs Grnährungsſchwierig-
keiten.

Nach einer Ankündigung des franzöſiſchen h
werden infolge des großen ſämtliche noch
im Januar geſchloſſen werden; der Verkauf von Kuchen wird verdöten.

Jnfolge des Benzinmangels werden die Luxus-Autofahrten ein
eſtellt. Der Kohlenmangel zwingt die großen Städte, die eiſernen
eſtände der Kohlenlager anzugreifen.

Wie Petit Parifien berichtet, geſtattete der Munitionsminiſter dem
Präfekten, die während des Sommers angelegten Kohlenreſerven
an die Bevölkerung zu verteilen. Der
zur möglichſt freiwilligen Einſchränkung, rs im Brotver-
brauch. Ein Dekret, betreffend Schließung der Kondito-
reien ſteht unmittelbar bevor. Der Fleiſchgenuß wird auch
eingeſchränkt und den Gaſthäuſern eine der Speiſ
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aliches Bild, hier im und dra de vonn Villen und J reſt e
Die konſervative Oppoſition gegen den Willen der Krone.

Wir ſind durch unſere Gewiſſen in ſchärfſtem Maße ge
bunden. Wir wiſſen und fühlen unter Umſtänden
G spflicht, heilige für die treueſtenKorelſen e lenn ünſchen der Krone zu
widerſtehen, wenn wir nach unſerm pflichtmäßi Ermeſſen
die Ueberzeugung gewinnen müſſen, daß der den die
Krone auf Rat von Ratgebern einſchlägt, die wir für gefähr-
lich halten, zum Untergange von Krone und Land führen muß.
Die Homogenität des Wahlrechts im Reich und in Preußen

ſtärkt nur die Demokratie.
Richtig iſt eins: ein homogenes Wahlrecht und ein homo-

genes Prlament im Reich und in. Preußen würde die Kraft
und die Macht des Reichstages gegenüber der Staatsregierung
e dern ſtärken Alſo, ganz objektiv betrachtet,
iſt die Homogenität für die Demokratie ein Vorteil, für die
Reichsregierung ein Nachteil.

Das Volk hat nicht ausreichendes Verſtändnis
für die politiſchen Probleme.

a c Keerell der n hat n r durchnicht überall das ausreichende Verſtändnis für die ſchwerenpolitiſchen Probleme gezeigt, die durch den Kuhne

a Neſetege rer leccht iſt das ungerechtig ſe Wahlrecht
igöswahlrecht iſt das ungerecht e recht.

Ein viel größerer aber, und meines Erachtens der aus
ſchlaggebende gel iſt darin zu finden, daß das Reichstags
wahlrecht das ungerechtigſte Wahlrecht iſt, das überhaupt auf
Gottes Erden gefunden werden kann.

Die Herrſchaft der Maſſen führt zum Klaſſen und
Zuchthausſtaat.

Wenn dank der Herrſchaft der Maſſen durch ihre Zahl
die Sozialdemokratie in die Lage kommen würde, ihre Klaſſen
kampfideale in die Tat umzuſetzen, meine Herren, wir wür-
den eine furchtbare Vergewaltigung aller Minderheiten im
Volke erleben, wir würden einen Klaſſenſtaat der ſchlimmſten
Art erkennen müſſen, einen Klaſſenſtaat, von deſſen Zucht
hauscharakter ſich heute die gebildeten Stände Deutſchlands
kaum einen Begriff machen.

Durch das allgemeine Wahlrecht wird alles Große grköpft.
Jch wende mich dann zu einem weiteren Mangel des

allgemeinen Wahlrechts und das iſt das Nivelierungsprinzip,
das in ihm grundſätzlich überwiegt. Alles, was groß iſt, wird
geköpft durch die Nivelierung, alle die großen Geiſter, die ſich
nur entfalten können, wenn ſie Freiheit der Entwicklung
haben, alle die führenden Geiſter werden durch die Gewalt der
Tatſachen, durch das Nivelierungsprinzip in die große Menge
herabgedrnägt und verſchwinden
Das gleiche Wahlrecht gefährdet den Fortſchritt und die Kultur.

Jch komme damit zum Schluß, daß die Forderung der
Einführung des gleichen Wahlrechts nimmermehr als ein
Fortſchritt in der ichte aufgetßt werden kann, ſondern als
ein Rückſchritt, der geeignet iſt, die ganze moderne Kultur zu
vernichten, alle Errungenſchaft und Befreiung des deutſchen
Geiſtes daß ſie den Menſchen zurückführt in die kraſſe

sgewalt eines Staates, der durch eine einſeitige Klaſſen

rſchaft heherrſcht wird. nDas gleiche Wahlrecht. gefährdet die Monarchie
Wir fürchten, daß die Stellung der Monarchie ſich infolge

einer Radikaliſierung des Landtags von Grund aus ändern
müßte, und wir haben die lebhafte Befürchtung im Intereſſe
unſeres Staates und unſeres Königtums, daß der König der
herrſcht und regiert, ſich angeſichts einer demokratiſchen Land
tagsmehrheit in die ſchwerſten Konflikte verſetzt ſehen würde,
in Konflikte, in denen es nur ein Biegen oder Brechen gibt
und in denen das Biegen der erſte Schritt ſein würde, ein
parlamentariſches Schattenkönigtum und nach dem Schatten
königtum die Repirblik einzuführen.Ein Danaergeſchenk für die Unterdrückten und Geknechteten.

Wir halten es für ein Dangergeſchenk, wenn dem preußi-
ſchen Volk, das bereits das Reichstagswahlrecht beſitzt nach
den Leiden und. Entbehrungen dieſes Krieges, indem auch
diejenigen Stände ihre Schuldigkeit im vollen Maße getan
haben, die durch das gleiche Wahlrecht hier entrechtet und ge
knechtet werden ſollen ich ſage, wenn uns angeſichts dieſer
Erfahrungen heute das gleiche Wahlrecht auch in Preußen be
ſcheert werden ſoll.

Ein WManifeſt der engliſchen
Arbeiterpartei.

Die engliſche Arbeiterpartei hat ein vorläufiges Manke ſt ne t. Sie verlangt Nationaliſierung der
auptſächlichſten Betriebe w. e kleinen Nationer undonſtiger Bevölkerungsteile. s den lt ſich in dem Manifeſt um

das vorläu ogramm der Labour ver Der Grundton des
ganzen Manife iſt, daß die Geſellſchaftsordnung
vollſtändig reformiert werden müſſe und nicht weiter
individuelle kaptitaliſtiſche Pro n
ſtehen bleiben dürfe, ſondern eine Verteilung der Produktions
mittel erfo ſolle. Die Arbeitszeit ſoll nur 48 Stunden in
der ba öchſtens betragen. Die Eiſenbahnen, Elektrizitäts
werke, Ver ſicherungsweſen uſw. ſollen monopoliſiert werden.

Lloyd George und der ABootKrieg.
L Stelle aus der Rede des engliſchen Premier-

miniſters Lloyd Georges wird für diejenigen, die im
Zweifel waren, ob der Unterſee-BootKrieg eine e
Schodigung der militäriſchen eBreitſchaft unſerer Feinde de
deute, und ihren Zweifel dadurch zu ſtützen ſuchken, ſie
auf die ungeheuren Mengen von Kriegsmitteln u
Feinde an allen Fronten, z. B. auch auf die von uns dende abgenommenen, verwieſen, beſonders beachtens

wert ſein: tWie ich ſchon wiederholt geſagt habe und wie geſtern im Anter
hauſe geſagt wurde, iſt der aKmpf jetzt überwiegend eine Fragedes Frahtra ums geworden. Nichts kann uns r und
nichts kann für uns den Sieg gewinnen das heißt, alles an
wa swir beſitzen, wird für uns wertlos ſein, wenn wir nicht un
Frachtraumlage verbeſſern. r bedeutet Kanonen
ich meine Frachtraum in der iffahrt; rer bedeutet
zeuge, Munition, Tanks und Truppen, ob ſie in Frankreich n
oder im Oſten, und alles iſt jetzt eine Frage der Schiffe.

An dieſe Worte, die Lloyd George am 21. r
ſprochen hat, ſei noch die Frage geknüpft: Wieviel ſtärker wäre
heute die Kriegsbereitſchaft Englands und ſeiner Verbünde
ten, wenn nicht die Unterſeeboote mittelbar oder unr
Kriegsmaterial aller Art vernichtet, deren Produktion durch
die Verringerung der Rohſtoffzufuhren verringert 3 d

es Einge
karte eben werden. Transport nach allen Fronten verlangſamt tenin ne werden. e e i pe e ne d zuptgrund bevorſtehenden Einſchränkungen ändnis der verhängnisvollen u s Un
u Brot Krieg fei. Krieges für die Operationen unſerer zu Lande.
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Die Konſervativen gegen das gleiche Wahlrecht.

1

n

e



Rationierung in Gugland.
Der iſche Ledensmittelkontrolleur beſchlagnahmt vonAuheht en de und Fette i eini yVerkauf von Milch, ar die en v fur r. r e Wehen

ſind, wurde eingeſchränkt.
Der engliſche Lebensmittelkontrolleur hat eine neue Verordnunüber die Ratlonierung von Butter und rn deren

Durchführung den örtlichen r r r r anheimgeſtellt wird.
onierung zwangs

ation für Butter und Margarine beträgt
Sie ſind befugt, in ihren
weiſe zu bewirken. Die

rken die Rat

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, 3. Januar. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriensſchanuplat.
An verſchiedenen Stellen der Front Artilleriekampf.
Nahe der Küſte wurden bei gelungener Unternehmung Ge

fangene gemacht. Franzdſiſche Vorſtöße in der Champägne
nördlich von Prosnes und närdlich von Le Mesnil ſcheiterten
in unſerem Feuer.

Der Krieg im Weſten.
Weſtlich Cambrai hat ſich die Beute der in den letzten Tagen

ſüdlich Marcoing n Gefangenen auf 13 Offiziere, 500 Mann und
7 Maſchinengewehre erhöht. Auf dieſem Schlachtfeld allein haben die
Engländer bis zum 6. Dezember 20 Diviſionen einſetzen müſſen, die
unerhört blutige Verluſte erlitten. Drei engliſche Diviſionen ſollen nach
übereinſtimmenden Gefangenenausſagen nahezu völlig vernichtet ſein.
Beſonders ſchwer ſind vor allem die Verluſte der engliſchen Garde,
von der Tauſende im Bourlon-Walde nutzlos ihr Leben laſſen

113 Gramm pro Kopf und Woche, mußten. Wenn England auch in der Heimat über Erſatztruppen vermüſſen ſich be ihren Lcſecanten s W Oeſtlicher Kriegsſchaupla. fügen mag, um dieſe Verluſte auszugleichen, ſo kann ſich die engliſche
Nichts Neues. Oberſte Heeresleitung doch eine zweite Niederlage wie die von Cambraimittel wird das Kartoffelſyſtem re Auch über den Handel mit

Schlachtvieh, Wild und c
erlaſſen. Das Vieh darf nur au

wurden neue Beſtimmungenf öffentlichen Märkten verkauft werden

nachdem der Preis von Regierungsbeamten feſtgeſtellt worden iſt. Der
Engrospreis darf ein Schilling und 15 Pence nicht überſchreiten.

Angarn zur Wiedererrichtung Polens.
Der Bericht des Auswärtigen Ausſchuſſes der ungariſchen Dele

An der
Mazedoniſchen und Jtalieniſchen Front

iſt die Lage unverändert.
Der Ecrſle Generalquarflermeiſter. Ludendorff.

kann es ſich die Vorherſchaft über ganz Oſteuropa und Aſien für das
ganze Jahrhundert ſichern, und ſelbſt wenn es in der Folge des Krieges

nicht leiſten, ohne die Kampfkraft der Armee aufs ernſteſte zu beein
trächtigen.

Am 1. Januar 1918 erlitt eine ſüdlich Marcoing vor-
gehende ſtarke engliſche Patrouille aufs neue ſchwere Verluſte.

Ein engliſcher Flieger warf während des Gottesdienſtes auf
die Kirche von Lecluſe Bomben. Auch die Stadt Quentin wurde
wiederum in den Mittagsſtunden rückſichtslos mit ſchwerem Kaliber
beſchoſſen.

An der franzöſiſchen Weſtfront wurden bei erfolgreichen Unter
nehmungen zahlreiche Franzoſen eingebracht.Se ne ſich Zum Wiedererſtehen eines ſelbſtändigen polniſchen auf ElſaßLothringen verzichten ſollte, könnte ihm die Vorherrſchaft im

aa J 727 folgt: Oſten nicht mehr genommen werden. Wenn Frankreich jetzt in x
Die Schaffung eines ſelbſtändigen polniſchen Staates bedeutet kritiſchen Periode des Krieges die Arme kreuzt, verliert es ſeinen Ein

die Gutmachung alten Unrechts und Erſchließung einer ſeit langer Fluß auf die ganze Entſcheidung des Krieges.

Zeit unterdrückten großen Nation, die berufen erſcheint, durch ihre Die Lage in Portugal
ſelbſtändige nationale Entwicklung und Erſtarkung zu einem wich-
tigen Faktor der europäiſchen Kultur zu werden. Der Ausſchuß Genſ, 2. Januar. Die Ruhe in Liſſabon iſt nach einer
begrüßt mit größter Freude und Sympothie die Wiederherſtellung über Madrid hierher gelangten Temps Meldung noch immer nicht

S

Der Krieg zur See.
Berlin, 3. Januar. (Amtlich.) Jm St. Georgs und Briſtol

kanal wurden durch unſere UVoote ſieben Dampfer und ein
Segler mit rund

24 090 Br.-R.-T. vernichtet.

eines ſelbſtändigen Königreich Polen. Selbſtverſtändlich müſſe die
Organiſierung des neuen ſelbſtändigen Königreichs in der Weiſe
durchgeführt werden, daß hieraus keinerlei nachteilige Rückwirkun-

gen auf den Beſtand der Monarchie und auf das dynaſtiſche Pari
tätsverhältnis entſtehen, welches gerade in den gegenwärtigen Kriege
ihr erprobtes Fundament bilde.

Der Bericht erklärt ſich weiterhin überaus befriedigt von der
Tätigkeit des Grafen Czernin, ſpricht ihm für die Vorbereitung des
Friedens Anerkennung und Vertrauen aus, billigt ſeine Erklärung,
daß die Gegner mit der Ablehnung aller Friedensangebote ein zu
nehmendes Riſiko übernehmen, und erklärt ſchließlich die Forde
rungen jener Politiker (Tſchechen und Südſlawen), die die Regelung
der inneren öſterreichiſchen Verhältniſſe zum Diskuſſionsgegenſtand
der Friedenskonferenz machen wollen, für Vaterlandsverrat.

Lebensmittelnot auch in Amerika.
Die erſte Lebensmittelpolongiſe iſt auch in Neuyork in Er

einung getreten und die evölkerung iſt durch dieſe Erfahrung wenig
lückt. Der Zucker iſt aus den meiſten Läden vollſtändig ver

ſchwunden, tro
und bezahlten Zuckers beſchlagn

Man verdächtigt die Verdbraucher der
taſtiſchen Preiſe und Knappheit werden dem
ſchrieben.

m über 12 000 Tonnen des von den Alliierten gekauften
t und im Kleinhandel verteilt worden

mſterei und die phan-
ebensmittelwucher zuge

Oeffentliche Kundgebungen äußern ſich dahin, daß es in Amerika
einen eigentlichen Mangel an Lebensmitteln nicht gibt, daß aber die

Verſorgung der Alliierten das Land zum Sparen und Darben am
eignen Leibe zwinge. Der Zuckertruſt mahnt in einem großen feitge
drückten Jnſerat das Publikum zur inſchränkung des üblichen Zucker
derbrauchs, da er wegen Schiffsmangels nicht imſtande ſei, aus-
reichende Rohſtoffe zu bekommen. Die Zuckerpreiſe beziffern ſich genau

Auchauf das r Suttergeſtiegen, daß ſelbſt die a die Preiſe ſind ſo
itions- und Werftarbeiter

e unerſchwinglich teuer finden. Die Regierung hat einen fleiſch und
mehlloſen Tag in allen Hotels und Reſtaurants angeordnet.

Um den Mangel an Fleiſch zu decken, ſind mehrere tauſend
Tonnen Geflügel von den Kühlhallen beſchlagnahmt und unter das
Publikum verteilt worden. Mit wachſender Aufdringlichkeit mahnen
die Beamten zur Sparſamkeit mit Fleiſch und Brotgetreide. Sämtliche
Bäckereien werden im ganzen Lande unter Konzeſſionspflicht geſtellt
und ein Normalbrot ohne Zuſatz von Milch, Zucger oder Schmalz ver
ordnet. Die Herſtellung von Schrippen und Feingebäck iſt ebenfalls ver
boten. „Die Vereinigten Staaten mögen zur Rationierung greifen,
dann aber auch dafür ſorgen, daß ihre ationen dem Volke zugänglich

werden“,
on.

Amerikaniſche Demokratie.

te der Vorſitzende der Neuyorker Lebensmittel

Das im Herbſt eingeführte National-Zenſuramt übt nach
ſeinem Ermeſſen zur efſten Beſtürzung der vormals unverantwort
lichen Preſſe unbeſchränkte Macht aus. Die Regierung darf in keiner
Weiſe angegriffen werden, und wegen der geringſten Ueberſchreitung

itungen und Zeit
ällen wurden ihre

Der jüngſte
ürakt des Zenſuramtes iſt eine Verordnung, die gewiſſen Bürgern

Zulaß zum Telegramm und Kabeldienſt verbietet. Die Furcht, auf
dieſe ſchwarze Liſte geſtellt zu werden, wird viele Geſchäftsleute zum

der allgemeinen Vorſchriften ſind viele angeſehene
ſchriften dauernd eingeſtellt worden. In manchen
S und Mitarbeiter angeklagt und verhaftet.

igen bringen.

vollſtändig hergeſtellt. Die Regierung fährt fort, eine ſehr ſtrenge
Ueber ng auszuüben. Die Truppen werden in ſteter
Bereitſchaft gehalten, Batterien ſind auf den öffentlichen
Sleten aufgerlanzt Patrouillen durchziehen Tag und Nacht die

träßen und halten jede Perſon an, um ſie nach Waffen zu durch
uchen. Trotz der alarmierenden Gerüchte und zeitweiligen Flinten-
chüſſen glaubt man an ernſte Ruheſtörungen nicht. Der frühere
Kriegsminiſter und Organiſator des portugieſiſchen Expeditions
korps an der Weſtfront, Machado de Santos, der gegenwärtig in
Gibraltar weilt, von wo aus er die Regierung erſuchte, in Frank-
eich kärmpfen zu dürfen, wurde als Deſerteur erklärt.

Die Shakletor- Expedition vermißt.
TU. Haag, 4. Januar. Aus London teilt der

Vertreter des Amſterdamer Handelsblads mit, daß die
Aurora, die die Mitglieder der Shakleton- Expedition
nach Hauſe bringen ſollte, auf der Heimreiſe unter-
gegangen iſt. Das Schiff war lange Zeit überfällig
und im Juli von Neu-Seeland abgefahren. Man hatte
ſeither von dem Schiff nichts gehört; andere Dampfer,
die auf dem Meere fuhren, fanden ſpäter Rettungs-
boote der Aurora mit Ausrüſtungsgegenſtänden der-
ſelben auf dem Meere treibend.

Neues zur Weltlage.
General von Ardenne ſagt im Berliner Tageblatt: Un

ere Armee iſt jetzt in ernſter Arbeit und Vorbereitung zum letzten
kt des großen ltdramas begriffen; ihre Maſſen ſchieben ſichzuſammen. Es iſt faſt ergötzlich die Schätzungen ihrer Stärke

verhältniſſe in den Blättern der Entente zu leſen. Es kann
werden, daß Deutſchland die Hoffnung auf ſeine entwickelte

hrkraft noch höher ſpannen darf. Ob dieſe noch einmal zu
dem wuchtigſten aller Schläge ausholen wird und muß, hängt
davon ab, ob ihre Gegner endlich Vernunft annehmen oder in
ihrer verbiſſenen Verblendung beharren wollen.

Nach einer amtlichen Mitteilung über die Unterſuchung der
Scherben der am 23. Dezember auf Goes in Zeeland abgeworfenen
Bomben ergab, daß die Bomben engliſchen Urſprungs ſind. Man
hat nämlich auf einem der Stadoliſationsflügel einen Reſt einer
in engliſcher Sprache gehaltenen Aufſchrift gefunden. Irl Grund
dieſes Ergebniſſes ſoll der holländiſche Geſandte in England die
engliſche Regierung erſuchen, eine Nachforſchung darüber anzu
ſtellen, ob dieſe Verletzung niederländiſchen Gebietes von einem
britiſchen Flieger herrührt.

Das Staatsdepartement in Waſhington teilt über die
Arbeiten ſeiner Vertreter auf der Pariſer Konferenz u. a. mit
Es wurde beſchloſſen. die Streitkräfte der Vereinigten Staaten
ſollten ſo raſch als möglich nach Europa entſandt werden. Außer
dem wurde ein Plan zur intenſiveren Ausnutzung der ame-
rikaniſchen Seeſtreitkräfte ausgearbeitet und mit der britiſchen
Admiralität ein Abkommen, betreffend die en der
U-Boote getroffen. Ferner ſtimmten Großbritannien, Frankreich
und Jtalien zu, den Vereinigten Staaten einen genaueren Ein-
blick in die Probleme der Lebensmittelkontrolle im eigenen Lande
zu verſchaffen und in ihren Ländern die Zwangsrationierung der
Lebensmittel einzuführen. Schließlich wurde der Anteil der Ver-
einigten Staaten an den milttärtſchen Operationen genau feſtgeſetzt.

Aus Genf wird geſchrieben: Die franzöſiſchen Sozia-
liſten ſcheinen endlich den Mut gefunden zu haben, gegen die
verbrecheriſche Kriegspolitik der augenblicklichen Machthaber in

Unter den Schiffen befanden ſich der bewaffnete engliſche Damp
fer Charleſton mit Kohlenladung und vier ſchwer beladene be
waffnete Dampfer, von denen zwei offenbar Munition als La-
dung hatten, da ſie nach auffallend ſchwerer Detonation 7
ſanken. Vom engliſchen Dampfer Charleſton, der durch die Ar
tillerie des UBootes niedergekämpft wurde, wurde ein Geſchüh
erbeutet, zwei Leute Geſchützbedienung gefangen genommen.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Berlin, 3. Januar. (Engliſche n der Meldungen

des Admiralſtabes über Erfolge des UBoot-Krieges). Nach der
amerikaniſchen Zeitung Public Ledger iſt aus Angaben des Leiters
des engliſchen Schiffahrtsamts Sir Maclegy zu erſehen, de ſeit
dem 25. Januar 1917 in ſiebenmonatiger Unterwaſſertätigkeit die
Deutſchen mehr als fünf Millionen Tonnen engliſcher e
ſchiffe verſenkt haben und nahezu eine Million Tonnen ſonſtigefeindlichen und neutralen Schiffsraums. Die Zeitung erklärt, ba

dieſe Zahlen beweiſen, daß die Deutſchen ihrer Prahlerei in un
angenehmer Weiſe nahegekommen ſind, und fügt noch hinzu, die
n dieſer ſchauderhaften Tatſache ſollte ſich das amerikg-
niſche Volk vor Augen halten.

Die Angaben Maclegys beſtätigen in erfreulicher Weiſe die
Angaben des veutſchen Admiralſtabes und zeigen uns, daß ein
guter Teil des verſenkten bisher als neutral oder ſonſt rig
angeſehenen Schiffsraumes ebenfalls auf engliſche Rechnung
ſchreiben iſt. Was ſagen Lloyd George und
Angaben ihres Miniſterkollegen

Chriſtiania, 3. Januar. Das norwegiſche Miniſterium des
Aeußeren teilt mit: Der norwegiſche Dampfer „Vigrid“ iſt auf
der Reiſe von Barry nach Rouen am 31. Dezember verſenkt
worden. Der Kapitän und 13 Mann wurden gerettet, 5 Mann
ſind umgekommen. Die „Vigrid“ war für zweieinhalb Millionen
Kronen verſichert. Der norwegiſche Dampfe „Tiro“, auf darReiſe von Barry nach Rouen mit Kohlen, iſt verſentt worden.
Von der Beſatzung iſt ein Mann umgekommen. Der ſchwediſche
Dampfer „Erich Holm“ iſt in der Nähe der engliſchen Küſte am
1. Januar verſenkt worden.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Bevorzugung der Paterlandspartei.
Aus einer kleinen Anfrage des Abg. Stubbe (Soz.) erfährt

man, daß der preußiſche Kriegsminiſter eine Verfügung erlaſſen hat,
wonach die Deutſche Vaterlandspartei nicht als politiſcher
Verein im Sinne des S 49 Abſ. 2 des Reichsmilitärgeſetzes angeſehen
werden kann und demnach keine Berechtigung vorliegt, Militär
perſonen den Beitritt zur Deutſchen Vaterlandspartei zu ver
bieten.

Dieſe Verfügung iſt auffällig, weil allgemein Militärperſonen die
Zugehörigkeit zu politiſchen Vereinen nachdrücklich verboten wird, wie
beiſpielsweiſe dert ſtellvertretende kommandierende General des 9. Ar-
meekorps es verboten hat, im Heer und in der Marine Mitglieder für
politiſche Vereine, namentlich Wahlvereine, zu werben. Die Ver
fügung iſt auch ſachlich unberechtigt, weil die Deutſche Vaterlandspartei
als eine ausgeſprochen politiſche Kampfpartei gegen
die Mehrheitsparteien des Reichstags gegründet worden iſt und deshalb
behördlicherſeits nicht anders behandelt werden darf als dieſe.

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß der bayriſche
Kriegsminiſter auf eine Anfrage des Abg. Müller-Meiningen geant-
wortet hat, daß er die Vaterlandspartei nicht anders behandele als an
dere politiſche Parteien.

eddes zu dieſen

de Ein Wilſonſchwärmer, Dudley Field Malone, rrte r z r a v H 7 c e
r von ſeinem Amt als leitender Hafenbeamter Neuyorks zurück fordert Renaudel die ſofortige anntgabe der Frie enan dingungen Frankreichs, damit dem verbrecheriſchen MRorden ein Wucher unter Billigung des Kriegsernährungsamts.

getreten war, um gegen die Kriegsmaßnahmen zu agitieren, ſagte
kürzlich in einer Rede: „Unſere Vaterlandsliebe gibt uns das Recht,
Burleſon (den Generalpoſtmeiſter) zu tadeln, wenn er Zeitungen ohne
Verhör deſpotiſch unterdrückt. Wir haben das Recht, die Behörden zu
kriliſieren, wenn ſie verkehrt und töricht handeln oder beides zuſammen.
Aber wenn wir in den Neuyorker Zeitungen leſen, daß teils durch

ng, teils durch freien Willen die Soldaten auf die Hälfte ihrer
Dollar betragenden Monatslöhnung für zehn Monate verzichten

müſſen, um Freiheitsanleihen zu zeichnen, und ſie, nachdem die Anleihe
iſt, erfahren, daß die Regierung die übrigen 15 Dollar für

rbliebenenverſicherung zurückhält und die Leute ohne einen Dollar
Einkommen läßt, dan erkennen wir, die wir das mit Mißfallen leſen,
es als unfre heilige Pflicht an, dieſe finanziellen Einrichtungen des Schatz
meiſters Mac Adoc als unmenſchlich und unbegreiflich zu verurteilen.“

Upton Sinelair, der bekannte Romanſchriftſteller, ſchrieb
einen offenen Brief an den Präſidenten, in welchem er Wilſon daran
erinnerte, daß er die ſozialiſtiſche Partei ſeit der Kriegserklärung an
Deutſchland verließ, um Wilſons Regierung zu unterſtüßzen. Er ſagte:

Meine Aufforderung iſt zugunſten jener amerikaniſchen Bürger und
o Männer, die, indem ſie dem Geſetz gehorchen, und. andre zum

rſam gegen das Geſetz ermahnen, die Rechte der Bürger und
freien Männer in einer Demokratie ausüben, dadurch, daß ſie die Re
ans kritiſfieren und Aenderungen in ihrer Politik verfechten. Solche

ner ſind vom Poſtverkehr abgeſperrt worden, und zwar geſchah dies
gewalttätigem Sinne, der auf Rachſucht ſchließen läßt. Der Ge

oſtmeiſter hat verordnet, daß eine Zeitung z. B. nicht ſchreiben
dürfe, „Die Regierung iſt ein Werkzeug von Wall-Street oder der
Runitionslieferanten. In Deutſchland aber darf man ähnliche Aeuße
rungen über die bringen. Und wenn die über
die Unterdrückung unſrer Preſſe leſen, dann werden ſie ſagen, daß unſre
Verkündigung der Demokratie lediglich eine Falle für ſie iſt.“

Sembat über das Kriegsergebnis.
Dr franzöſiſche liſtiſche A Sembat äußerte in derLanterne die h daß das Jahr 1916 wenn nicht den

ſo doch die Entſcheidung über das Ergebnis des Wellkriegesh

Ende gemacht werden könne. Gleichzeitig werden folgenſchwere
ſozialiſtiſche Interpellationen über die Außenpolitit der Regierung
Clemenceau nach Schluß der Kammerferien angetündigi.

Ein beſonders ſcharfer Ton herrſcht in einem Artikel der
Pays. Es wird darin erklärt, daß Frankreich nie ſeinen

erbündeten gegenüber genügend Rückgrat beſeſſen hätte, wodurchdas nglialige Land verblutet und in ſeinen eigen Zuſtand
gekommen ſei. Wie in der Arene ſo rufen die Verbündeten dem
perblutenden franzöſiſchen Kampfſtier: Bravo toro! zu ohne ſich
weiter zu rühren. Der Artikel iſt im übrigen faſt völlig von der
Zenſur geſtrichen.

Aus London wird gemeldet, daß die engliſchen Schiffe
Archangelfk verlaſſen haben, nachdem die Depots, die die
Alliierten dort errichtet hatten, abgebrochen und die Jnventarien
verladen worden waren. Auch ſämtliche franzöſiſchen Schiffe ſind
aus dem Weißen Meer verſchwunden.

Times erfährt aus Waſhington: Das Juſtizdepartement
gibt bekannt, daß am 4. ruar mit der Sinſgreidi von un
gefähr einer halben Million nicht-naturaliſterter Deut cher
als feindlicher Ausländer zum Schutze gegen erſte und Sabo
tage begonnen werden ſoll. Polizei e eiſter und andre
Beamte werden dieſe Aufnahmen leiten. Von allen männlichen
feindlichen Untertanen über 14 Jahren werden Fingerabdrücke

macht, alle bekommen eine Ausweiskarte. Dieſe Karte müſſen
ie ſtets bei tragen. Sie dürfen auch nicht Zuſtimmung
r Polizei ihre nung verändern. Oeſterreicher und Ungarn

werden vorläufig von der Maßregel noch nicht betroffen.
Nach dem Temps erwägt die Entente zu angeblichem Schutz

ihrer Staatsangehörigen eine Sibiriens bisJrkutſt durch japantſche und chineſiſche Truppen.
Vor einigen Tagen wurde, wie berichtet, der badiſche Zur

Kaiſer Wilhelm auf einer Probefahrt von ſchweizeriſcher Seite
her ſtark beſchoſſen. Wie man nun erfährt, iſt dieſer Vorgang auf
ein dienſtliches en eines ſchwetzeriſchen Korporals zurüſckzu
führen, der der M d das S habe die rGrenze überfahren, und dann den Befehl zum Schießen gab. Die

nung wird e Entſchuldigung ausſprechen unda n.

Herr von Waldow hat am 23. November eine r
über Höchſtpreiſe für Kaffee-Erſatzmittel erlaſſen, wonach das Pfun
30 bis 85 Pfennig im Kleinhandel koſten darf. Bis zum 531. De
zember konnten die Gemeinden Ausnahmen von dieſen Höchſt
preiſen zulaſſen, weil zur Zeit des Erlaſſes der Verordnung noch
größere Mengen an Kaffee-Erſotzmitteln zu teueren Preiſen imHandel waren. Dieſe Friſt iſt r bis zum 16. März verlängert

worden. Man geht wohl nicht fehl, wenn man vermutet, daß
damit ein unerhörter Wucher der Bezugsvereinigung der deutſchen
Landwirte in Zuſammenhang ſteht. Die Bezugsvereinigung iſt
eine Kriegs Geſellſchaft und unterſteht der Kontrolle des
Reichsernährungsamts. Von ihr erhält die Kaffee Erſatz
Jnduſtrie getrocknete Futterrüben zugewieſen, für die ein
Sröergers reis von 160 M. für die Tonne amtlich feſtge
iſt. Vor einiger Zeit machte die Bezugsvereinigung bdekannt,
ſie für die Kaffee-Erſatz-Jnduſtrie getrocknete Futterrüben zu liefernhabe und dafür den Preis von 250 M. für die Tonne a (ſo
ein Wucherpreis, gegen den Herr von Waldow e reiten und
wegen dem er die Leiter der Bezugsvereinigung hätte zur An

bringen müſſen. Die Tatſache dieſer Uebderſchreitung der
reiſe und des rig kann Herr von ldow den

amtlichen Mitteilungen Kriegsernährungsamts entnehmen
Wäre der Wucher der Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte
nicht vorgekommen, dann würden wohl auch ſo teure Kaffee
mittel nicht mehr vorhanden ſein. ir bitten Herrn v. Waldow
dringend um Aufklärung dieſes Wucherfalles.

Aus aller Welt.
Folgenſchwere Exploſion.

g Aus Neuyork wird gemeldet: Geſtern a u
irginien drei Exploſionen ſtatt, die ungeheure Brän r

Etwa 1Der Schaden wird auf 2 Millionen Dollar geſchätzt.
Matrofen leiſteten bei den Löſcharbeiten Hilfe; ihnen iſt es vor

4

zu danken, daß ein großer Teil der Stadt vor der
wahrt wurde.
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Oewerkſchaftliches.

Gaukonferenz der Tabakarbeiter Sachſens.
Im Volkshauſe zu Dresden fand ein Konferenz der Tabakarbeiter

ſtatt, die von 31 Orten mit 42 Vertretern beſchickt war. Als Tages
ardnung war die allgemeine Lohnbewegung vorgeſehen.Gauleiter Kollege Oswald Franz, Dresden, hatte das Referet hierzu

übernommen. In ſeinen Ausführungen ſtreifte der Referent zunächſt die
die vor dem Kriege angewandte Taktik in der Lohnbewegung, um dann
den ſeit 1915 eingeſchlagenen Weg der zentralen Lohnbewegung einer
Erörterung zu unterziehen. An der Hand von Beweismaterial wies der
Redner nach, daß die gegenwärtige zentrale Bewegung von größerem
Erfolge gekrönt iſt, als es früher zu verzeichnen war. Nach den von
den Zahlſtellen eingeſandten Berichten haben wir bis Ende 1916 für
250 Betriebe mit 13 414 Arbeitern in der Zigarreninduſtrie eine
oder Teuerungszulage bis zu 20 Prozent erringen können. Dieſe Zu-
lagen ſind im Laufe des Jahres auf 30 Prozent erhöht worden. Infolge
des niedrigen Verdienſtes, der allgemein in der Tabakinduſtrie erzielt
wird, iſt jedoch eine Zulage von 30 Prozent gegenüber den Teiterungs-
verhältnifſen als ungenügend zu bezeichnen. Auf Grund deſſen ſind in
den letzten Wochen von der Kollegenſchaft überall neue Lohnforderungen
e worden, ſo daß ſich die Zentralvorſtände der drei Tobakarbeiter-

erbände veranlaßt ſahen, erneut zu einer allgemeinen Lohnforderung
Stellung zu nehmen. In einer am 16. November ſtattgefundenen
Konferenz von Vertretern der Tabakarbeiter-Verbände wurde dieſer-
halb beſchloſſen, von den Unternehmern die Erhöhung der Zulagen auf
60 Prozent zu fordern. Wenn die Unternehmer-Organiſation der Zi-
garreninduſtrie ſich bisher bereit erklärte, die Lohnfage gemeinſam zu
regeln, ſo kann dieſes von dem Arbeitgeber-Verband der Dresdner

igaretten-Jnduſtrie nicht geſagt werden. Dieſe Unternehmer-Organi-

allgemeine Lohnregulierung mit den Verbänden ablehnte unter dem
Hinweiſe, daß die Löhne in der retteninduſtrie gut ſeien und
einer Aufbeſſerung nicht bedürften. Die Arbeiterſchaft war jedoch andrer
Meinung und ſtellte deshalb in allen Betrieben Forderungen. Jm Ver-
folg der Lohnſache kam es dann in einigen Betrieben zu ernſten Dif-
ferenzen, die auch mit Erfolg für die Arbeiterſchaft beendet werden
konnten. Bei einigen ganz beſonders reaktionären Betriebsleitungen,
wie Yenidze, Kios, Jasmatzi Söhne wurde der Schlichtungsausſchuß
angerufen, der dann auch anerkannte, daß die geſtellten Forderungen
berechtigt waren und der Arbeiterſchaft zu Lohnaufbeſſerungen verhalf.
Jnsgeſamt wurden in der Zigaretteninduſtrie in 36 Betrieben für
5762 Arbeiter und Arbeiterinnen Lohn- oder Teuerungszulagen bis zu
25 Prozent erzielt. Jedoch ſind auch hier die Wünſche der Arbeiterſchaft
noch nicht befriedigt. Es gilt nun, auf der geſamten Linie die einge
reichten Forderungen tatkräſftig zu unterſtützen, damit ein Erfolg der
neuen Forderung gewährleiſtet iſt.

In der recht lebhaften Debatte, an der ſich faſt alle Vertreter
der Zahlſtellen beteiligten, wurde hervorgehoben, daß es notwendig ſei,
die zentrale Lohnbewegung mit allen Kräften zu fördern, weil auf
dieſem Wege die Bewegung ſelbſt in die entlegenſten Ortſchaften getragen
werden. kann. Dabei ſoll aber auch nicht aus den Augen gelaſſen
merden, die Organiſation zu ſtärken, um dem gut organiſierten Unter
nehmertum eine entſprechende Organiſation der Arbeiterſchaft entgegen
ſtellen zu können, denn nicht immer ſind die Wünſche der Arbeiterſchaft
voll und ganz anerkannt worden. Soll dies beſſer werden, ſo muß
unſere Agitation mit noch orößerem Eifer als bisher geführt werden.
In ſeinem Schlußwort begrüßte der Referent, daß mit der gegenwär-
tigen Taktik der Lohnbewegung volles Einverſtändnis beſteht. Wo noch
Ungleichheiten. wie bei den Sortierern. beſtehen, muß verſucht werden,
dieſe zu beſeitigen. Wir wollen gemeinſam arbeiten und handeln, um
die Intereſſen der geſamten Tabakarbeiterſchaft zu wahren, dann wird
ouch der Erfolg nicht ausbleiben.
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Salle, 5. Januar 1018.

Jnfolge einer Kohlengasvergiftung wurden zwei Kinder nHeizraum eines Sandig an der Rartinſera Weſinnn
aufge r Jedoch waren angeſtellte Wiederbelebungsverſuche
von Erfolg.

StadtTheater. Heute Freitag geht d'Alberts Oper Die tAugen in Szene. Am Sonnabend nachnitt 4 Uhr Aſ breret
abends: Der Waffenſchmied. Sonntag nagmitt 31 Das
Dreimäderlhaus, abends 7 Uhr: Die verkaufte Braut. ontag:
Undine.

elangt das Luſtlia Theater. Sonntag abend 7/, Uhr
ſpiel: Die verlorene Tochter von Fulda zur Aufführung.

ArbeiterSekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Jimmer 5 bis 7.

e nur wochentags von 11-—1 Uhr und abends
von 5—8 hr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Auslanudseier. Sonnabend, vormittag 8 11 Uhr Nr. 38501

bis 42 000, mittags 11--1 Uhr Nr. 42 001--45 500 der Lebens-
mittelſcheine. Jede Perſon ein Stück für 48 Pf. in der
Talamtſchule.

Amtliche Bekanntmachungen
Werner rereererererrerrrerge

Bekanntmachung.
Jm Jahre 1918 werden ſeitens der agtheg Prü-

e n n für den Regierungsbezirk Merſeburg
Prüfungen von Huſſchmieden abgehalten werden am
18. März, 17. Juni, 16. September und 186. Dezember.

Die Prüfungen finden in Merſeburg in der Huf-
deſchlaglehrſchmiede der Landwirtſchaftstammer für die
Provinz Sachſen, Hirtenſtraße 2, ſtatt und beginnen

um 9 Uhr vormittags.
Wer zur Prüfung zugelaſſen werden will, muß das

19. Lebensjahr vollendet und mindeſtens die letzten drei
Monate vor der Meldung zur Prüfung im Bezirke der
Prüfungskammiſſion ſich aufgehalten haben. Prüflinge,
welche die Pung nicht beſtanden haben dürfen erſt
nach Ablauf von 6 Monaten zu einer neuen Prüfung
zugelaſſen werden.

Die Meldungen ſind an den Vorſitzenden der Prüfungs-
kommiſſion Regierungs und Veterinärrat Dr. Francke bei
der Königlichen Regierung in Merſeburg, mindeſtens
Wochen vor der Prüfung zu richten; es ſind ihnen der
Betrag der Prüfungsgebühr, ein Geburtsſchein und et-
waige Zeugniſſe über die erlangte techniſche Ausbildung
deizufügen. Gleichzeitig iſt die Erklärung abzugeben,
daß ſich der Meldende innerhalb der letzten 6 Monate
nicht erfolglos einer Hufbeſchlagsprüfung unterzogen hat.
ſie Einberufung erfolgt durch den Vorſitzenden der

m t ion.Jn Ausnahmefällen kann der Vorſitzende auch ſpäter
eingehende Meldungen noch berückſichtigen.

Die geſeſuna ebühr beträgt 10 M. falls dieſelbemit der Poſt einzeſandt wird, ſind 5 Pf. Beſtellgeld bei-

ufügen. Die Prüfungsgebühr iſt verfallen, wenn der
rüfling ohne genügende Entſchuldigung im Prüfungs-

termine nicht erſcheint oder die Prüfung nicht beſteht.
ei nachgewieſener Bedürftigkeit darf die Gebühr ganz

oder teilweiſe erlaſſen werden.
Zur Prüfung iſt ein Rinnmeſſer und ein Unter-

hauer mitzubringen.
Merſeburg, am 3. Dezember 1917.

Der RegierungsPräſident.

Totſchlag! 3000 M. Belohnung.
Jn Frankfurt a. M. iſt am 30. Dezember 1917 früh

61 Uhr der Schutzmann Ertl während ſeines Patrouillen-
dienſtes, den er kurz vorher angetreten hatte, vor dem
Hauſe Oppenheimer Straße 50 von unbekanntem Täter
erſchoſſen worden.

Jn demſelben Polizeirevier transportierten am Tage
vorher früh gegen 51 Uhr zwei unbekannte Einbrecher

tenſtraße kommend durch die Schweizerſtraße nach dem
Schweizerplag zu. Auf einen anderen ſie anhaltenden
Revierſchutzmann ſchoß der kleinere der Täter zweimal
aus einer Repetier-Piftole. Der Beamte iſt nur leicht
verletzt worden. Die Täter ſind in der Dunkelheit ent-
kommen.

Die Diebesbeute ſtammte aus einem Einbruch in
der Mainzer Landſtraße und war mit zwei zuſammen
genähten Stücken Sacktuch vielleicht Hopfenſack) zuge
deckt. Das eine Stück war g. „L. S. Wakitz“ in
ſchwarzer, das andere: „Kreis Saaz Böhmen in Oeſter
teich“ in roter Schrift.

Die unbekannten Diebe werden wie folgt beſchrieben:
1. Der eine, welcher geſchoſſen hat, iſt klein (1,55 bis

1,60 m groß) vielleicht 30--40 Jahre alt, hat ſchwarzen
ſtarken Schnurrbart, trug Mütze und grauen Ueber

eher.2. er andere iſt ein großer Menſch (etwa 1,80 m groß),

kräftig, etwa um die Mitte der dreißiger Jahre,
trug ſchwarzen Sackanzug und Mütze.
Beide machten den Eindruck von Arbeitsleuten.
Nach der ganzen Sachlage muß neben anderen, offenbkeibenden Mögn keiten, damit gerechnet werden, daß

die n n Angriffe auf uniformierte Beamte mit der
ſchon bekannt gegebenen

Tötung des Kriminalſchutzmanns Stärr,
angen offenbar auch von Einbrechern am 14. Dezember

1917 abends J 11 Uhr in der Allerheiligenſtraße
in Frankfurt a. M. im Zulamwenbang ſteht.

Perſonen die ſachdienliche Mitteilungen machen
kännen, wollen ſich an die nächſte Polizeidienſtſtelle

Für die Ermittelung des Täters, welcher den Schutz
n Ertl erſchoſſen hat, hat der Herr Regierungsiſden in Wiesbaden eine

Belohnung von 1000 M.
Sei Ermittelung der Urheber des Verbrechens

an Kriminalſchutzmann Stärr am 14. Dezember 1917
ausgef Belohnung von 1000 M hat der Herr Regie-
rungs- Präſident jetzt auf eine

Belohnung von 2000 M.
h e ſofern mehrere Perſonen

usſchluß des Rechtsweges
verteilt werden.

Frankfurt a. M. IVb 17 266.
Der Volizeipräſident.

ſation zeigte ſich hierin in ihrer vollſten Rückſtändigkeit, indem ſie eine

ſtohlene, friſch abgeſchlachtete Schweine aus der Gar

Bekanntmachung.
Jm Jntereſſe eines geordneten Geſchäftsganges, ſowie

zur Beſchleunigung des Rechnungslegungsgeſchäftes der
ſtädtiſchen Verwaltung iſt es dringend erforderlich, daß
alle Unternehmer und Lieferanten ſofort nach Aus-
führung der ihnen übertragenen ſtädtiſchen Arbeiten und
Lieferungen die Rechnungen über dieſelben zur Prüfung
und Zahlungsanweiſung einreichen.

An alle Beteiligten richten wir daher hierdurch das
dringende Erſuchen, ſofort nach Erledigung der ihnen
erteilten Aufträge die diesbezüglichen Rechnungen ein-
zureichen, unter dem Hinzufügen, daß bei Nichterfüllung
dieſes Wunſches wir uns zu unſerem Bedauern genötigt
ſehen, die Säumigen in Zukunft bei Vergebung von
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Halleſcher Haustrauenbund.
Awlbitung zur Herstellung von Hausschuhen.

Für Mitglieder 50 Pf., für Nichtmitglieder 1 M.
Anmeldungen dazu wochentags täglich 10--12

und nachmittags 4--6 Uhr (außer Sonnabends).
Bureau des Halleſchen Hausfrauenbundes,

T
Sonnabend, den 5. Januar,

nachmittags 4 Uhr:
Aſchenbrödel

Märchen von Görner.
Abends 7,30 Uhr Ende 10,15 Uhr

Der Waffenſchmied
Komiſche Oper v. e
Sonntag nachm.: Das Drei

mäderlhaus.
Gr. Steinſtraße 16.

der Vorſtand.
Abends: D. verkaufte Braut.

Lieferungen und Arbeiten auszuſchließen.
Halle, den 2. Januar 1918.

Der Magiſtrat.

Freibank-Verkauf.
Zum Freibank-Verkauf am 5. Januar 1918 werden

die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 8 Uhr Nr. 6701--6800, um 9 Uhr Nr. 6801--6900.

Halle, den 3. Januar 1918.
Der Magiſtrat.

3 Könige
Varietee Kl. Klaußstr. 7
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Das neue glänzende Programm Gustav Vhlig
Jede Nummer ein Schlager! Uhren u. Muſikwerke,

untere Leipziger Ste.

Alte, abgeſpielte auch
zerbrochene

IIIIIIXIBkauft zu Wehen
Preiſen ohne Gegenkauf

Alte Leipziger Str.
Promenade ſia 88Fernruf 5738. Fernruf 1224.
90000000000 040009090000004

III
WVunn Iravönure.

J „Die Faust
In der Hauptrolle: Gegr. 1853- F. C. Siebert Fernruf 2363.

Sonntag geöffnet von „39 bis9,30 ühr Serle und mittags
von 11,30 bis 1,30 Uhr.

v W v d candschuhe
große Auswahl

Ein ind. Licbesdrama

des Riesen. von Martin Berger.

l. Teil. Elga Beck, Wien. UntereDrama in 4 Akten. 4 Akte.
475Das kommt (IBnor

9

buch

I

Filmscherz in 2 Akten
mit Melſitta Petri,

Leo Peukert,
Herbert Paulmüller.

von der Liebe.
Lustspiel in 3 Akten

mit Melitta Petri,
leq Peuxkert,

Herbert Pauimüller

Fchmeizers ſſöhe
Eiehendorffstr. 19

Ausſchank des beliebten Hackerbräu, München,
und Pilſener der Brauerei Fr. Günther.

Familienverkehr Treffpunkt für Akater.
Werte Freunde und Gäſte ladet freundlichſt ein

Familie Fr. Emmer.
99909090000000000000000000000000000

bustav Uhlig

JVIICSC,CMGAA

Die

Untere Leipziger Straße Nummer 10
un Berliner Illustrierte Zeitung

Einzelnummer 10 Pf.
für unſere Krieger im Felde
und Verwundeten in der

Heimat. Dauerhafte,
rein abgeſtimmte

Mandolinen, Gitarren

Sonntags geöffnet von 212 bis /2 Uhr.

der

MEntelstoffe Anzugstoffe Sammete
finden Sie noch in großer Auswahl [2968

IBEIIII

ma R 57 u m Je a W.
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Fernsprecher 5407 HAILIE ar. Virichstraße 27

Einzelnummer

In freien Stunden
teressante r
eine Nummer zum Prei

Der Wahre

Arbeiter Gesundheits Bibliothek
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-
schiedene Bändchen

Dokumente zum Weltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek

Modenzeitung Frauenzeitung
Hausschneidereil/Sonntagszeitung/Deutsche Modenzeitung

Leipziger Straße 9, gegenüber der Kirche.
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Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

OGleichheit Zeitschrift zur Verfechtung der In-
teressen der schaffenden W

1

Wochenschrift, enthaltend
spannende Romane und in-

für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich

se von 15 Pf.
INustrierte politisch-satirische
Wochenschrift, die einzelneJacob

à 20 Pf.

beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Praktische Damenmode
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Halle und Saalkreis.
Halle, 4. Januar 1918.

„JZ EDODS

Sortſchrittler und Baterlandspartei.
Der Landtagsabgeordnete Delius hat vor einigen Tagen in

Nietleben über „Frieden und Freiheit“ geſprochen. Da uns aus nahe
liegenden Gründen ſehr daran liegt, derartige Aeußerungen feſtzuhalten,
fo ſeien ſie hier ſo wiedergegeben, wie ſie die SaaleZeitung bringt.
Der Redner verteidigte die Schritte des Reichstags und der Regierung
in der Friedensfrage und gab ſeiner Freude über die gemeinſame
Kundgebung der Vierbundſtaaten in BreſtLitowſk Ausdruck. In den

Friedensverhandlungen mit Rußland ſah er den erſten erfolgreichen
Schritt zum baldigen Völkerfrieden, der ſo beſchaffen ſein müſſe, daß er

die Anknüpfung wirtſchaftlicher Beziehungen ermögliche, und den
ſchweren Krieg möglichſt bald vergeſſen mache. Er bekämpfte die

akldeutſchen Velteroberer und die Kampfesweiſe
der ſchon durch ihren Namen die übrige Bevölkerung herausfordernde
fogenannte Vaterlandspartei, die bewußt immer von
einem Verzichtfrieden ſpreche, obgleich weder Reichstag noch Regierung

daran denken. Die Reichstagsentſchließung werde häufig von Leuten

verurteilt, die den Inhalt nicht einmal kennen. Die Abneigung
der Vaterlandspartei gegen innere Reformen ſtehe

feſt wenn auch die oberſte Leitung ſich jetzt zurückhalte, ſo machen
hervorragende Führer daraus öffentlich gar kein Hehl. Demgegenüber
trete die Fortſchrittliche Volkspartei mit Macht für eine freiheitliche Ge
ſtaltung des Staatslebens ein. Sie ſehe in der Wahlvorlage das Er
gebnis langen Kampfes. Das freiheitliche Wahlrecht werde
kommen, wenn die Regierung feſtbleibe. Der Redner

behandelte im einzelnen die Wahlvorlagen und machte ſtarke Vorbehalte

e

hinſichtlich des Herrenhauſes. Im ganzen ſah er aber in den Vorlagen

einen entſchiedenen Fortſchrit zur politiſchen Gleichberechtigung der
Staatsbürger.

Mietswucher und Mietamt.
Die gewaltſamen Steigerungen der Mieten beſchäftigen naturgut auch die Juriſten lebhaft. So behandelt neuerdings der

lit kann, wenn ſie zu dem ZweBMetgi
iſt der in

r

echtslehrer Profeſſor Dr. Oertmann in Erlangen dieſes Thema inder Juriſtiſchen Wochenſchrift auf recht ntereſſe

Er fagt, daß in der Kündigu
ante Weiſe.

eine wucheriſche Ausbeutung
vorgenommen wurde, er

ns zu erlangen. Jſt die Erhöhung als Wucher anzuſehen, ſoPVhig auf den Preis abgeänderte Mietvertrag auch dann

eilage zur Volksſtimme.
Halle, Freitag den 4. Jannar 1918. 2. Jahrgang.

e

da die Kündigung ja nicht erfolgt war. Der Wirt bekommt dann die
ichermiete nicht und der Mieter bleibt wohnen.

n ſieht hjeran, wie notwendig und h Behandlung
dieſes Themas heute leider iſt, aber auch, wie bedeutungavoll die
Einrichtung des Mietamts iſt. Wenn die Micter es ausgiebig in
Anſprüch nehmen, wird der Mietwucher feine Ziele nicht erreichen.

Die Verringerung der Fettration wird jetzt durch eine ent
ſprechende Verordnung der Reichsfettſtelle bekanntgegeben. Danach
beträgt die auf den Kopf der Bevölkerung entfallende Verbrauchs
menge an Speiſefetten bis auf weiteres für 1 Woche höchſtens auf
den Kopf des Fettſelbſtverſorgers 100 Gramm und auf den Kopf des
Verſorgun sberechtigten 70 Gramm. Dieſe Mengen ſind Höchſt
mengen. Jhre Zuteilung iſt wie bisher von dem Umfange der zur
Verfügung ſtehenden Menge an Speiſefetten abhängig, ſo daß ein
Anſpruch auf die Lieferung beſtimmter Kopfmengen nicht beſteht.
Die d der Zulagen für beſondere Bevölkerungsklaſſen
(Schwerſtarbeiter uſw.) beſtehenden Vorſchriften finden mit den ſich
aus Vorſtehendem ergebenden Maßgaben weiterhin Anwendung. Die
neue Regelung trat am 1. Januar in Kraft.

Der Andrang bei der Ortskohlenſtelle iſt derart groß, daß die
Beſucher leider oft länger warten müſſen, als nötig wäre, wenn
diejenigen, denen nach Lage der Verhältniſſe doch keine Kohle be
willigt werden kann, nicht kämen. Es ſei deshalb darauf hingewieſen,
daß für alle diejenigen Haushaltungen, die trotz ſparſamen Ver
brauchs wieder Kohle haben müſſen, die Bezugsſcheine von der
Ortskohlenſtelle ohne weiteres mit entſprechender Beſcheinigung an
die Händler r Ausführung einer zweiten Lieferung zurüdk-
gegeben werden. Wer alſo glaubt, zu einer zweiten Lieferung be
rechtigt zu ſein, wende ſich zuerſt an ſeinen Kohlenhänd-
ler; iſt der in dort noch nicht eingetroffen, ſo iſt die zweite
Lieferung noch nicht zuläſſic. Geſuche bei der Ortskohlenſtelle haben
in ſolchen Fällen nur bei ganz triftigen Gründen ausnahmsweiſe
Ausſicht auf Erfolg. Wenn ſich die Bürgerſchaft nach dieſen ein
fachen Grundſätzen richten möchte, würde der Zudrang bei der Orts
kohlenſtelle vermieden, weil die Kohlenhandlungen gewiſſermaßen
als Nebenſtellen wirken. Die Ortskohlenſtelle läßt aber auch heute
wieder darauf hinweiſen, daß noch mehr als ſeither geſpart werden
muß, denn die Zufuhren werden im Januar noch geringer
als früher.

Die Fahrgeldeinnahmen betrugen im Dezember 1917 bei der
Stadtbahn 164 471.15 M., bei der Straßenbahn 103 887.90 M. im
Dezember 1916 bei der Stadtbahn 135 507.50 M., bei der Straßen-
bahn 77 309.90 M. mithin im Dezember 1917 mehr bei der Stadt-
bahn 28 963.65 M., bei der Straßenbahn 26 078 M.

Reue Erzeugerhöchſtpreiſe für Obſt und Gemüſe. Vom 1. Ja-
nuar an ſind folgende Erzeugerhöchſtpreiſe in Kraft getreten: Rote
Speiſemöhren 8 M., gelbe 6 M., runde kleine Karotten 13 M., Weiß-
kohl 6.50 M., Wiſing- und Grünkohl 10 M., Rotkohl 10.50 M., Zwie-

beln 13 M., Sellerie ohne Kraut 40 M., Meerrettich 1. 45 M., 2.
35 M., 3. 25 M., Rote Rüben 14 M., Schwarzwurzeln 50 M., für
den Zentner. Vom 16. Dezember an ſind die Erzeugerhöchſtpreiſe für
ſt um 15 Prozent erhöht. Sie betragen z. B. in der Gruppe 1 für
Aepfel 46 M., für Birnen 40.25 M. für den Zentner. Der Erzeuger-
M reis für Walnüſſe ohne grüne Schale iſt zur Zeit 70 Pf. für das

und.nichtig, wenn der durch die Notlage gedrängte Mieter darauf einge Pfu
Durch die Nichtigkeitserklärung kann der Mieter von

zurücktreten. Nicht aber wird dadurch die Kündi
gung gegenſtandslos. Der Mieter muß alſo das Mieteinigungsamt
anrufen, damit dieſe Kündigung von ihm aufgehoben wird. Er

braucht auch nicht zu fürchten, vom Mietamt abgewieſen zu werden,
weil er nicht unverzüglich das Amt angerufen hat, wie es das Geſetz
verlangt. Das könnte nur dann geſchehen, wenn die t
rechtswirkſam geweſen wäre; eine auf Wucher begründete D dar
iſt aber rechtsunwirkſam, und die Anrufung des Amtes no
vechtgeitig, wenn das Bewußtſein der Bewucherung und die Nichtig
keitserklärung erſt ſpäter und die Anrufung des Amtes wegen der
Kündigung danach geſchehen iſt. Jſt aber der Mieter infolge Ver-

ndlungen auf die wucheriſche Forderung des Wirtes eingegangen,
kann er zwar den u durch Nichtigkeitserklärnng an

echten, aber nicht mehr das Mietamt anrufen, weil nach ein r Ver
derung von einem „unverzüglich“ nicht mehr geredet werden kann.

der Vermieter durch Androhung der Kündigung einen wucheri
n Abänderungsvderir ſo kann der Mieter dieſen zwar

ür nichtig erklären, er braucht aber das MNictamt nicht anzurufen,

Preiserhöhung für Buchdruckarbeilen. Das Buchdruckgewerbe
t den Druckſachenverbrauchern durch Anzeigen in der Tagespreſſe

kannt, daß es gezwungen iſt, die ſeitherigen Aufſchläge auf die Preiſe
für Satz, Druck und ſonſtige Nebenarbeiten zu erhöhen. Dort heißt es:
Die Kriegsverhältniſſe haben das Buchdruckgewerbe in eine überaus be
drängte Lage gebracht. Der Mangel an Arbeitskräften in Verbindung
mit der außerordentlichen Lebensverteuerung und der Material wie be
ſonders noch der Papiernot hat bereits mehr als ein Fünftel der Buch
druckereibetriebe zum Stillſtand gezwungen. Weiter zu erwartende
Betriebseinſtellungen würden nicht nur dem Buchdruckgewerbe ſelbſt
noch größeren Schaden zufügen, ſondern auch die Allgeneinheit empfind-
lich benachteiligen, denn das, was heute noch an Druckſachen hergeſtellt
wird, kann für das geiſtige, kaufmänniſche und gewerbliche Leben und die
Aufrechterhaltung der ſtaatlichen und gemeindlichen Verwaltung nicht ent
behrt werden. Die Ende November eingetretene weitere Erhöhung der
Teuerungszulagen an die Gehilfen und Hilfsarbeiter des Buchdruck
gewerbes im ganzen Dutſchen Reiche um etwa das Doppelte der bisher
gewährten Zulagen war infolge der fortſchreitenden Verteuerung des

Lebensunterhaltes nicht zu vermeiden, ſollte der Mangel an Arbeits
kräften ſich nicht noch vergrößern.

Redaklioneller Skeckbrief. Die Halleſche Zeitung bringt an der
Spitze ihres lokalen Teils in fettem Druck folgende Zeilen: „Nachdem
unſer langjähriger Provinz- und Handelsredakteur, Herr Max Ebeling,
im September vorigen Jahres in die Schriftleitung der Halleſchen All

emeinen Zeitung eingetreten iſt, hat Herr Heinrich Mieſchner, der viele
Jahre den örtlichen Teil unſerer Zeitung leitete, am 1. Januar dieſes
Jahrs eine Stellung in der Schriftleitung der SaaleZeitung ange
treten. Beide Blätter erſcheinen im Verlage von Otto Hendel, Halle.
Dieſe Erklärung halten wir im Intereſſe unſerer Leſer und Mitarbeiter
für geboten.“ Es iſt ja ganz ſchön und gut, daß die Halleſche Zeitung
ſolche wichtigen Vorgänge der ganzen Mitwelt kund und zu wiſſen gibt
Aber angeſichts der ſehr auffälligen Form, in der das geſchieht, muß man
doch fragen: Was ſoll das heißen? Soll damit etwa ein Mißbrauch der
frühren Beziehungen dieſer beiden Redakteure durch ſie zugunſten
des Hendelſchen Verlages und zuungunſten der Halleſchen Zeitung vor-
gebeugt werden? Das wäre allerdings nicht mehr und nicht weniger
als ein regelrechter redaktioneller Steckbrief und dürfte in der Journa-
liſtik als ein Novum daſtehen. Vielleicht hört man bald eine Erklärung
der ſo merkwürdig genannten beiden Redakteure dazu. Jm übrigen
wollen wir im Auge behalten, daß ein konſervativer Redakteur an ein
liberales Blatt gegang eniſt. Darin darf man hoffentlich eine Neu-
orientierung des betreffenden Redakteurs nach links ſehen und nicht etwa
eine ſolche des liberalen Blattes nach rechts.

Zu den Syndikalsverhandlungen in der Riederlauſier Braun
kohleninduſtrie wird der Magdeburger Zeitung aus Halle a. S. ge
ſchrieben Dank den Bemühungen des Oberbergamtes Halle wird ain
9. Januar eine Sitzung der Niederlauſitzer Braunkohlenwerke ſtattfinden,
in der der Verſuch gemacht werden ſoll, einen freiwilligen Zuſammen
ſchluß der Braunkohlenwerke öſtlich der Elbe zuſtandezubringen, um das
von dem preußiſchen Handelsminiſter angedrohte Zwangsſyndikat zu
vermeiden. Jn Kreiſen, die mit den Verhältniſſen genau vertraut ſind,
beurteilt man die Möglichkeit eines ſolchen freiwilligen Zuſammengehens
mit Skepſis. Der Braunkohleninduſtrielle Jgnaz Petſchek in Auſſig, der.
wie bekannt, dank ſeines Aktienbeſitzes eine Anzahl der großen nieder
lauſitzer Braunkohlenwerke kontrolliert, fürchtet anſcheinend, daß die Bil
dung eines Syndikates ſeine Händlerintereſſen zu ſtören, während die
Verwaltung der Jlſe-BergbauAktien Geſellſchaft durch den Zuſammen-
ſchluß den Verluſt ihrer bisherigen Sonderſtellung erwarten zu müſſen
glaubt. Wie ſich die Braunkohlenwerke in Görlitz, Kottbus und Frank-
furt a. O. vrhalten werden, iſt bis jetzt ſchwer zu ſagen.

Kein Poſtanweiſungsverkehr mit Kri genen in Rußland
über die Schweiz. Die Schweiz hat den Poſtanweiſungsverkehr für
Kriegsgefangene mit Rußland vom 1. Januar an eingeſtellt. Poſt-
anweiſungen an die Oberpoſtkontrolle in Bern für deutſche Kriegs
gefangene in Rußland können deshalb vorläufig bei den deutſchen Poſt
anſtalten nicht angenommen werden. Poſtanweiſungen für dieſe Ge-
fangenen ſind zur Zeit nur auf dem Wege über das ſchwediſche
Poſtamt in Malmö 1 zuläſſig.

Anmeldung beſchlagnahmter Kleidungs und Wäſcheftücke.
Wie bereits mitgeteilt, hat die Reichsbekleidungsſtelle gebrauchte
Kleidungs und Wäſcheſtücke, die zur Veräußerung oder anderweiti-
gen Verwertung beſtimmt ſind und ſich im Beſitze ſolcher Gewerbe-
treibenden befinden, deren Vertrieb auf den Erwerb, die Veräuße-
rung oder anderweitige Verwertung der bezeichneten Gegenſtände

iſt, mit 29. Dezember beſchlagnahmt, ſoweit dieſe
egenſtände nicht von der Heeres oder r ihren

Bedarf in Anſpruch genommen ſind. Als ſolche Gewerbetreibende
gelten insbeſondere Althändler, Trödler, Tandler,
MonatsgarderobenhändlerundPfandleiher. Hier
zu macht nun der Magiſtrat bekannt: Die Beſitzer der von der Be
ſchlagnahme betroffenen Gegenſtände dürfen rechtsgeſchäftlich über
die Gegenſtände außer zugunſten des Kommunalverbandes Halle
nicht verfügen, auch Ortsveränderungen mit denſelben nicht vor
nehmen. Die Gegenſtände ſind aufzubewahren und pfleglich zu be-
handeln. Die von der Beſchlagnahme betroffenen Gegenſtände ſind
bis Ende Januar 1918 dem Stadternährungsamt, Abteilung 2,
anzumelden. Zu dieſer Meldung iſt, wenn ſich die Gegenſtände nicht
im Gewahrſam des Beſitzers befinden, auch der
verpflichtet. Die beſchlagnahmten Gegenſtände werden, ſofern deren
Uebereignung an den Kommunalverband Halle nicht freihändig er
folgt, auf Antrag des Magiſtrats durch die Reichsbekleidungsſtelle
enteignet.

Liſette.
Eine flämiſche Dorfgeſchichte.

Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine SchmidtLahr.

„Das iſt einfach eine Sache der Gewohnheit,“ meinte er,man her ja in allen Winkeln und man munkelt

So laß ſie munkeln.“
„Jmmerhin, was haſt Du davon, Liſette, wenn Du hei

vateſt, Dich mit einem Tagelöhner ins graue Elend zu ſtürzen,
während Du mit mir

Er beſann ſich, ob er den Verſuch

„O, ſoweit ſind wir ja auch noch lange nicht!“
„So kann ich alſo hoffen
In dem Moment riß die rote Kuh den Pfahl aus dem

Boden und e mitten im Nachbarfeld mit Behagen das
Gemüſe auszurufen.
S x Vieh,“ fluchte Liſette. Um das gefräßige

Tier zurückzuhalten, pnte ſie ins Feld, wo ſie bis zu den
Knien im n verſank.Er ölieb in der Sonne ſtehen. Unſchlüſſig fah er ihr nach.

wagen könnte, ſie im grünen
Verſteck an ſich zu reißen oder ob er jetzt die Gelegenheit zu

einem ehrenvollen Rückzug benützen ſolle.
Sie zwingen, wäre gewagt. Sie zu umſchmeicheln, ſchiener ſo einfältig. Und deſſen dbedurfte es wohl bei ihr.

fühlte er. Als ſie zurückkam, fragte er:
„So kann ich alſo hoffen?“

ch will Dir etwas ſagen,“ meinte ſie, „es wäre jetzt
eſſer, wenn Du fortgingſt, denn Vanlier wird allereli Ehren-

ühriges im Dorfe zu tratſchen haben. Du weißt doch, wieTetratſcht wird und h mag nicht, daß man über mich die Naſe

deinetwegen.
3 i das t Wort an: e

ne Hoffnuni dummer Ferl, wenn Du rön der Hoffnung leben

kannſt, verbietet Dir ja kein Menſch zu hoffen.“

gleicher Zeit mit Dir ins Dorf kommen.e t
n vK. 7
a

t 5.4m u

e r echt nichtsJene eben Liſette, verſprich mir wenigſtens, darüber

h lieber Gott. Geh doch endlich. Jch möchte nicht zu

DuJa je ja

Und ſie drängte ihn nach der Straße zu. Er lief mit großen
Sprüngen davon.

„Geh zum Henker,“ murmelte ſie und ſtäubte ihren zur
Erde gefallenen Sonnenſchirm ab. Dann fing ſie wieder an
zu ſticken.

2. Kapitel.
Vanlier, der Mann, der Edgar in ſeiner leidenſchaftlichen

Szene überraſcht hatte, war über beide Ohren in Liſette ver-
liebt. Sie machte ihm jedoch gar keine Hoffnung.

Er war ein vierſchrötiger junger Witwer, ohne eigentliche
Beſchäftigung, halb Tagelöhner, halb Wilddieb, ein eifriger
Kirmesbeſucher, einer der erſten, wenn es Freibier gab, ein
Dorfſchelm, mit dem niemand, der etwas auf ſich hielt, etwas
zu tun haben wollte, aus Furcht, ſich allerhand Unannehmlich-
keiten zuzuziehen. Die Liſte ſeiner Streiche war eine lange
und man legte ihm, ob mit Recht oder mit Unrecht, aller
hand Lumpereien zur Laſt. Man wußte, daß ſeine verſtor-
bene Frau, eine bleibſüchtige Blondine, die eigentlich an der
Aufgabe, ihn zu ernähren, zugrunde gegangen war, ſeinet
wegen einen wahren Kalvarienberg der Leiden erſtiegen hatte.
Auf ihrem Totenbette hatte ſie ihm ein ſchlintmes Ende pro

it.u wo andere den Fluch einer Sterbenden als Be
ſchwörung gefürchtet hätten, ſah er nur ihre Phantaſie und
kaum war ſie begraben, ſo fing er an, wieder auf nächtliche

Abenteuer auszugehen. Jetzt war ſein Begehren auf Liſette
gerichtet. Was Schönheit und Liebenswürdigkeit betrifft ſo
hätte er keinen beſſeren Geſchmack beweiſen können. Was
ſeine Ausſichten betraf, ſo konnte er allein der Narr ſein, ſich
Hoffnungen zu Denn kaum hatte er im geringſten
ſeine Abſicht verraten, als ihm übel heimgeleuchtet wurde. Aber
zu den wenigen guten Eigenſchaften, die er beſaß, gehörte die
Beſtändigkeit. Er hatte ſich geſchworen, ſeine Abſicht durchzu-
ſetzen und wenn er 20 Jahre warten müßte und alle Be
werber um die Hand Liſettes, einen nach dem anderen, aus-
ſtechen müßte. Die Jdylle, die ſich zwiſchen Liſette und Colas
abſpielte, blieb ihm daher nicht verborgen. Er erkannte darin
ein ſchweres Hindernis. Aber in Anbetracht der Perſönlichkeit
des bevorzugten Nebenbuhlers würde es keine großen Schwie
rigkeiten machen, ihm einen Prügel in den Weg zu werfen,
über den er ſtolpern mußte. Man mußte wenigſtens eine Ge-
legenheit abwarten und ſie geſchickt benutzen. Denn nichts
macht auf. dem Dorfe ſo lächerlich, als ein Hereinfall durch
einen derartigen Anſchlag. Man ſinkt in den Augen der jungen
Mädchen, denn dieſe möchten auf der ganzen Welt durch Hel
dentaten erobert werden und zeigen ſich recht ſam gegen
alle Unterliegenden. Die Gelegenheit würde kommen;

er mußte nur Geduld und Liſt zeigen. Jſt einmal der Be
werber unſchädlich gemacht, ſo hat man mehr Ausſicht, die
Widerſpenſtige zu gewinnen.

So planen eben Verliebte.
Daß er den ſchönen Edgar Liſette zu Füßen ſchmachten

ſah, konnte doch nur eine Bedeutung haben. Vanlier erkannte,
daß ſich damit die Dinge für ihn außerordentlich erſchwerten.
Jmmerhin ließ er, abgeſehen von dem Zuruf über die Hecke
ſich nicht das geringſte von ſeiner Bewegung anmerken. Trotz
dem ſeine Begleiterinnen, die ſeine eNigungen kannten, es nicht
an Sticheleien fehlen ließen, trug er auf dem ganzen Heimwen
eine übertriebene Luſtigkeit zur Schau, die ſeine heftige innere
Bewegung nur noch leidenſchaftlicher ſchürte.

Es war alſo ernſt!!!
Man durfte alſo jetzt nicht mehr zögern. Man mußte

handeln und eine Viertelſtunde nach ſeiner Rückkehr ins Dort
konnte man auch ſchon Colas mit langen Schritten die Felder
kreuzen und nach dem Weidenbuſch zuſtürmen ſehen, wo
Liſette nach Edgars Weggehen noch einmal ſeinen leidenſchaft
lichen Brief durchlas.

Schön geſchrieben war er doch eigentlich! Er las ſich ſo
köſtlich, wie ſich ein Labſal ſchlürft. Alle Lebenskräfte fühlten
ſich angeregt und doch machte er erzittern.

Der Frühling lag Liſette im Blute. Mit hochgeröteten
Wangen ſteckte ſie den Brief wieder zu ſich. Dann ſtreifte ihr
Blick über die Landſchaft hin. Nah und fern weideten große
und kleine Kuhherden. Jhr rot, braun und gelbleuchtendes
Fell malte bunte Klexe in die Landſchaft. Ueberall hielten Hir-
tinnen Wacht. Manche deutlich erkennbar, andere nur unbe
ſtimmte Farbflecke. Auf einmal erkannte ſie in einer männ-
lichen Silhoutte, die ſich zuſehends vergrößerte, Colas, der auf
ſie zueilte.

Atemlos kam er an.
Er war mittelgroß und ſchmächtig. Aus ſeinem kleinen

Geſicht ſahen große blaue, immer erſtaunt dreinblickende
Augen. Man hätte ihn für ein Mädchen halten können, hätten
ſeine großen wund gearbeiteten Hände nicht von rauher männ
licher Arbeit Zeugnis abgelegt. Als Nachbarſohn hatte ihn
Liſette von klein auf gekannt. Sie waren zuſammen aufge
wachſen, ſie hatten manche Püffe ausgeteilt und hatten zu
ſammen die Schule geſchwänzt, um gemeinſame Streifzüge zu
unternehmen. Das ging ſo, bis eines Tages Vater Moens,
der Schieferdecker war, vom Dache ſtürzte und zerſchmettert auf
dem Pflaſter liegen blieb. Colas war damals 11 Jahre alt.
Um ſeine Mutter zu entlaſten, die außer ihm noch zwei andere
Knabe iehen hatte, verdiente er ſich ſchon etwas auf deinRoelsſchen Hofe Horherung ſohn

See



Die ſeit 27. Dezember vermißle Kindergärinerin Charlolle Krakan,
Krukenbergſtraße 11, die wie bereits geſtern mitgeteilt in einem
an ihre Angehörigen gerichteten Briefe die T geäußert hat, ſich das
Leben zu nehmen, wird folgendermaßen beſchrieden: Größe 1,60 Meter,
87 dunkelblond, 7 graublau, Zähne gut, ung längklich,

chtsfarbe geſund, Geſtalt ſchlank und aufrecht, Sprache deutſch. Be

kleidung: 7 a und rn mit ſchottiſchem
elblaue Reformhoſe, ſchwarze Schnürſchuhe ſchwarze

Serümpfe, Stickereihemd, dunkelblauer Mantel mit rotem Beſatz, weißer
Sollte die Vermißte aufgefunden werden, ſo wird erſucht,

das nächſte Polizeirevier oder die Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 6,
immer 37 oder 36 zu benachrichtigen.

Gute Erfahrungen mit Lieferungsverträgen. Jm Gegenſatz zu
den vielen ungünſtigen Erfahrungen, die die Großſtädte mit Liefe
vungsverträgen gemacht haben, iſt die Stadtverwaltung u ne
der Anfſicht, daß 3 dieſe Lieferungsverträge ggar bewährt haben.
Lei hat insgeſamt 290 Verträge über 930 Zentner Gemüſe

oſſen. Die r iſt allerdings nicht entfernt
in dieſer Höhe erfolgt. Aber Leipzig hat gewiſſenhafte Schätzer in
die Lieferungsbezirke entſandt und dort unzweifelhaft feſtgeſtellt,
d nirgends eine böswillige Nichtlieferung vorlag, ſondern daß
vielerorts der Ernteertrag eben tatſächlich gering wac. Hingegen
hätten die Lieferungsverträge überall produktionsanregend gewirkt
und W ein wertvolles Mittel, die Verbrauchsmittelpunkte un
mittelbar mit den Erzeugern in Verbindung zu dringen. Zur Ver
beſſerung der Lieferungsverträge hat Leipzig bei der Reichsgemüſe-
Kelle den Vorſchlag gemacht, daß ſolche künftig nur über die geſamte
Produktion abgeſchloſſen werden dürfen. Die Ausrede, daß gerade
das durch die Verträge gebundene Gelände nicht ertragreich war,
während ſonſt eine reichere Ernte eingebracht wurde, wäre damit
ausgeſchloſſen.

Ueber ein Wiederaufleben des Elſtertal-Bahnprojekts wird
aus Lochau geſchrieben: Sicherem Vernehmen nach intereſſiert ſich
neuerdings eine bekannte große Eiſenbahnbetriebsgeſellſchaft für
Schaffung einer direkten Eiſenbahnverbindung Ammendorf
Schkeuditz, der ſogenannten Elſtertalbahn. Nachdem nun ſchon eine
ganze Reihe derartiger Pläne geſcheitert ſind, würde es allſeitig
mit Freuden begrüßt werden, wenn das neue Vorhaben der Geſell
ſchaft diesmal zur Verwirklichung heranreifen würde. Die Schaffung
der geplanten Verbindung entſpricht einem allgemeinen und drin
genden Bedürfnis der Elſtertalbewohner, und es iſt mit Sicherheit
anzunehmen, die neue Verkehrsader würde eine weitere Erſchließung
unſerer Auengegend zur Folge haben. Demnächſt ſollen in den Aue
ortſchaften, die an der neuen Bahnlinie intereſſiert ſind, Verſamm
lungen abgehalten werden.

Aus der Provinz.
Androhung militäriſcher Requiſitionen.

Von amtlicher Seite wird folgendes zur öffentlichen Kenntnis
gebracht:

Schon wiederholt iſt darauf hingewieſen worden, daß das mobile
Feldheer außerordentlich hohen Bedarf an Heu und Stroh hat. Die
Schlagfertigkeit des Feldheeres wird durch die Nichterfüllung der den ein

zelnen Kreiſen auferlegten Lieferungen von Heu und Stroh auf das
ſchwerſte gefährdet. Daher iſt bei Nichterbringung der auferlegten
Rengen mit Beſtimmtheit mit militäriſchen Requiſitionen
zu rechnen. Es bedarf keiner Erwähnung, daß dann auf die landwirt
ſchaftlichen Bedürfniſſe keine Rückſicht mehr genommen werden kann.
Infolge der ungenügenden Rauhfutterverſorgung iſt der Abgang an
Pferden beim Heer nicht unerheblich, daher haben die Landwirte bei

weiterer Säumnis mit Beſtimmtheit mit neuen Pferdeaushebun-
gen zu rechnen, die dann natürlich um ſo rückſichtsloſer durchgeführt
werden müſſen, je höher der Bedarf des Heeres an Pferden iſt. Es
liegt alſo im eigenſten Intereſſe der Landwirtſchaft, ihre Ablieferungs-
pflicht reſtlos zu erfüllen.

Herſtellung von Futterreiſig.
Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamtes hat die Lan

deszentralbehörden ermächtigt, Vorſchriften über die Gewinnung von
Laubheu und Futterreiſig zu erlaſſen. Sie oder die von ihnen be-
ſtimmien Behörden können zu dieſem Zwecke insbeſondere den Ein-
ſchhag in Laubholzbeſtänden und die Aufarbeitung der bei dieſem
Einſchlag anfallenden Zweige zeitlichen Beſchränkungen unterwerfen
ſowie Forſteigentümern und ſonſtigen Forſtnutzungsberechtigten die
Verpflichtung auferlegen, gegen Vergütung Laubheu und Futter-
reiſig abzugeben und den Erwerbsberechtigten das Betreten der
ſaiehel3beBande und das Errichten von Anlagen in ihnen zu ge

en.

Merſeburg. WegfallderPaketbeſtellung. Der Man-
gel an Pferden bringt es auch in Merſeburg mit ſich, daß die Poſt
verwaltung gezwungen iſt, die Zuſtellung der Pakete ins Haus vom
2. Januar an zunächſt teilweiſe wegfallen zu laſſen. Die Paket
karten werden von dieſem Tage an durch die Briefbeſteller ausge-
tragen. Die Empfänger müſſen ſich mit der Paketkarte zur Paket
ausgabeſtelle des Poſtamts begeben Dienſtſtunden Werktags s bis
12 Uhr vormittags, 2 bis 5 Uhr nachmittags, Sonn und Feſttags
8 bis 9 Uhr und 11 bis 12 Uhr vormittags) und ihr Paket dort
gegen Rückgabe der Paketkarte abholen. Beſtellgeld wird für die Be
ſtellung der Paketkarte nicht erhoben.

Probefahrten. Der Betrieb auf der elektriſchen Ueber
landbahn Merſeburg-- Mücheln wird Mitte dieſes Monats aufge
nommen, nachdem die ſeit über einem Jahre fertige Bahn bis jetzt
bvach gelegen hat. Dieſer Tage beginnen die Probefahrten.

Naumburg. Zur n äe h n g hat der Magiſtrat
die Einführung von Kundenliſten angeordnet. Danach haben ſich
die Beſitzer von Kohlenkarten, die ihre Kohlen im Kleinverkauf ein-
gentnerweiſe erwerben, bei einem der hieſigen Kohlenhändler, in
erſter Linie bei ihrem bisherigen Lieferer, in eine Liſte eintragen
zu laſſen. Finden ſie keinen zur bereiten Händler, ſo
werden ſie e Antrag von der Ortskohlenſtelle einem Händler zu-

ilt. Die Händler haben eine Liſte derjenigen Verbraucher zu
hren, die ihre Kohlen im Kleinhandel einzentnerweiſe von ihnen

iehen, und die dort eingetragenen, ſowie die ihnen durch die Orts-
enſtelle überwieſenen Perſonen vor allen anderen Käufern vor

iſe zu befriedigen, ſoweit ihr Kohlenvorrat reicht. Sind ſie
zu außerſtande, ſo iſt den ausfallenden Verbrauchern darüber

eine Beſcheinigug auszuſtellen, die ſie berechtigt, von einem anderen
dler Kohlen zu erwerben. Finden ſie keinen dazu bereiten Händ-

er, ſo werden ſie auf An von der Ortskohl lle einem Händ-
ler zur Belieferung zugeteilt. Ein Wechſel bezüglich der Kohlen

muß von der Ortskohlenſtelle genehmigt werden, wenn
alle Beteiligten damit einverſtanden ſind. Die Kohlenhändler
an jedem Dienstag der Ortskohlenſtelle die Zahl der in der

ſte P n Verbraucher ſchriftlich mitzuteilen. Die Beſtimtreffend Zuteilung an einen Kohlenhändler finden ent
e Anwendung auf ege von eeer3uge inen, die

Lieferer finden oder von ihrem bisherigen Lieferer Kohlen
wicht erhalten.

Rermderg. Von der Strafkdie VDienſtmagd r Monaten
Heſängnis wurde

Wy Ware und rc. e hat.h Verhandlung wurde die S e Gehl
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fuß aus Naumdurg wegen verſuchter Abtreidung zu 3 Monaten Gefäng
nis, Fran Frieda Jahn aus burg wegen Beihilfe zu 5 Monaten
Gefängnis verurteilt. Der Arbeiter Willi Schmidt aus
hatte mit dem jugend Arbeiter Walter Löber aus Scheſſſi r
toffeln geſtohlen. t erhielt 6 Monate Gefängnis, Löber 2 Wochen
Gefängnis. Der Former Karl Günther aus Gorsleben war als
Poſtaushelfer angenommen, wobei dieſer Feldpoſtpakete unterſchlagen.
Er war deshalb in erſter Inſtanz zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt
Seine dagegen eingelegte Berufung wurde verworſen. Der ruſſiſche

fangene Alexander Sobatkawitz war auf der Grube Neue Sorge
bei Zeitz beſchäftigt und hatte dort einen andern Arbeiter mißhandelt. Jn
erſter Jnſtanz deshalb zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt, wurde ſeine
dagegen eingelegte Berufung verworfen. Der noch jugendliche Dienſt-
knecht Wilhelm Herling aus Gladitz wurde wegen Diebſtahls von
Lebensmitteln und Betrugs zu 6 Wochen Gefängnis verurteilt.

Zeiz. Lebensmittelverteilung. Auf Lebensmittel-
marke 100 gibt es 250 Gramm Kaffee-Erſatzmittel, Preis für loſe
Ware 27 Pf., verpackte Ware 28 Pf. Die Marken ſind den Händ-
lern bis ſpäteſtens Mittwoch, 9. Januar, vorzulegen. Der Verkauf
erfolgt von Dienstag, 15. Januar, an. Dieſe Zuteilung gilt für die
Zeit vom 15. Januar bis 28. Februar 1918.

Steinöl-Abgabe. Für Monat Januar 1918 entfallen
auf die rote Steinölkarte auf Marke 1 gleich 1 Liter, auf Marke 2
gleich 154 und Marke 3 gleich 134 Liter, auf die grüne Karte wie
bisher 38 Liter.

Zeitz. Als geſtohlen iſt angezeigt worden: 7 italieniſche
Hübner, ein italieniſcher Hahn, ein weißes Wyandott-Huhn, 2 weiße
deutſche Rieſenkaninchen, ein blaues, ein ſchwarz- und weißgeflecktes
deutſches Rieſenkaninchen, 4 weiß- und ſchwarzgefleckte Kaninchen,
50 Paar S gdlen, ein Paar Sandalen, 2 Paar Holzpantoffeln,
9 Rollen Zwirn, 1 Kilogramm Reis, 7 Stück Lichte, verſchiedene
Sorten Seife, eine mit Fiſch und mehrere mit Milch gefüllte Doſen.

Bitterfelb. Anmeldung zur Rekrutierungsſtamm-
rolle. Diejenigen 1895, 1896 und 1897 geborenen und hier woh
nenden Mannſchaften, die bisher weder als dauernd kriegsunbrauch-
bar bezeichnet, noch für das Heer oder die Marine ausgehoben
wurden, ſondern bei der letzten Muſterung wegen zeitiger Untaug-
lichkeit vom Militärdienſte zurückgeſtellt worden ſind (Entſcheidung:
zeitig untauglich, zeitig kriegsunbrauchbar, ein Jahr zurück und
ähnliche Bezeichnungen), ferner alle 1898 geborenen Mannſchaften,
die noch nicht zum Militärdienſt einberufen ſind, gleichgültig, welche
Entſcheidung ſie bei der Muſterung erhielten, haben ſich in der Zeit
vom 2. bis 15. Januar 1918 im Zimmer 8 des Rathauſes unter Ab
gabe ihres Muſterungsausweiſes zur Rekrutierungsſtammrolle an
zumelden.

Wittenberg. Einbruchsdiebſtahl. Während einer der
letzten Nächte haben Diebe dem Villengrundſtück Ecke Claus- und
Melanchthonſtraße einen Beſuch abgeſtattet. Sie ſtahlen zwei wert
volle Ferngläſer, eine Browningpiſtole und Zigarren im Geſamt-
werte von etwa 600 M., während ſie andere wertvolle Sachen (einen
Pelz, Teppiche und verſchiedene andere Gegenſtände) verſchmähten.
Nach Art der Ausführung des Diebſtahls iſt zu ſchließen, daß dieEinbrecher ſehr genau Veſchejo gewußt haben.

Trebnitz. Bohrungen nach Braunkohle. Jn den
Fluren Kröſſeln, Reußen und Zeſchendorf ſollen Bohrungen nach
Braunkohle in Angriff genommen werden. Da in dieſer Gegend
ſchon früher Gruben waren, beſteht die Vermutung, daß der Ver-
ſuch nicht ausſichtslos iſt. Die Bohrungen ſollen Anfang dieſes
Jahres in Angriff genommen werden.

Trebnitz. Die Verfechter des einzig wahren So
zialismus hielten fich bemüßigt, kurz vor Neujahr hier eine
Sitzung abzuhalten. Dazu waren die Vorſtände ſämtlicher Arbeiter
vereine eingeladen. Nur den Vertrauensmann des Bergarbeiter
Verbandes hatte man ausgeſchloſſen. Dieſer iſt wahrſcheinlich nicht
koſcher, denn er gehört zu den Anhängern der ſo viel geſchmähten
„Scheidemänner“, „Umlerner“, „Abgehängten“ und wie die Ehren
titel alle hießen, die man den Sozialdemokraten angehängt hat. Aber
man ſoll nicht mit Steinen werfen, wenn man ſelber im Glashaus
ſitzt. Jn der „Scheidemänner“ Bewegung ſind die wenigſten Um
lerner, aber uns ſind eine ganze Anzahl Funktionäre der Unab-
hängigen bekannt, die wirklich umgelernt haben. Jſt beiſpielsweiſe
dem Einberufer der Sitzung noch bekannt, wer am Neujahrstage
1917 die geharniſchte Reſolution gegen den „Volksboten“ in Deuben
verfaßt hat? Wahrſcheinlich, denn ſonſt hätte man nicht verſucht,
dieſen dunklen Tag durch wüſtes Schimpfen auszugleichen, trotzdem
in der Spaltungsverſammlung zu Gaumnitz verſprochen wurde, den
politiſchen Kampf nicht gehäſſig und perſönlich zu führen. Wir, die
„Umlerner“, bedürfen aber des Schimpfens nicht, die Tatſachen
ſprechen eine zu eindringliche Sprache, als daß ſie von den Arbeiter
maſſen auf die Dauer überhört werden könnte. Haben beiſpiels
weiſe die „Scheidemänner“ im trauten Verein mit Weſtarp ge
ſtimmt oder die Verfechter des unentwegten Sozialismus Und
wo waren dieſe, als über die Friedensreſolution der Mehrheitspar-
teien im Reichstag abgeſtimmt wurde Eigenbrötelei und Partiku-
larismus hielt ſie davon ab, einer guten, großen Sache ihre Stimme
zu geben! Wurde nicht auch in Gotha, auf der Gründungsverſamm-
lung der Unabhängigen das Thema der Landesverteidigung von der
Tagesordnung geſtrichen, weil es „nicht aktuell' war? Landesver-
teidigung nicht aktuell mitten im Weltkrieg? Nein, der wirkliche
Grund hierzu war, auf gewaltſam herbeigeführter Grundlage eine
Einigung der auseinanderſtrebenden Pole innerhalb der Parteizer-
ſtörer zu erzwingen! Die Bewegung der „Abgehängten“ marſchiert,
marſchiert auch in Trebnitz und läßt ſich nicht durch Schimpfen aus
der Welt bringen.

Eisleben. Der Treibriemendieb, der hier und in der Umgegend
ſeit längerer Zeit Diebſtähle ausgeführt hat, iſt ermittelt worden. Ein
vor einigen Tagen bei dem Viehhändler K. hier ausgeführter Diebſtahl
führte zur Entdeckung des Diebes, der in Helfta als der Arbeiter Land
graf feſtgenommen wurde. Bei einer Durchſuchung der Wohnung wur
den außer andern Gegenſtänden auch eine größere Menge Treibriemen-
lederſtücke vorgefunden. Der Schuhmachermeiſter Willich in Helfta iſt
gleichfalls in dieſe Angelegenheit verwickelt, weil er das Leder von L
gekauft und verarbeitet hat.

Kleine Nachrichten. Jn den Brunnen geſtürzt und ertrunken iſt in
Rieſtedt der 54jährige Arbeiter Robert Bleſſe von dort. Der Mann
wollte aus einem Ziehbrunnen Waſſer holen. Jedenfalls iſt er beim
Abnehmen des Eimers von der Kette ausgeglitten, und ſo kopfüber in
den Brunnen geſtürzt. Ein Schadenfeuer äſcherte ſämtliche Gute
des Landwirts Rindfleiſch in Punkewitz gehörigen Gebäude, außer
dem Wohnhaus ein. Das Vieh konnte gerettet werden. Landwirt

zerſtört,
ungen. Wie verlautet, ſoll Kurzſchluß

der elektriſchen Lichtleitung die Urſache des Feuers ſein. Eine
end

Sie ſtand deshalb auf, zündete Licht an und ging dem

Feuers

r

preußiſche Wahlrechtskommiſſion.
Der ber Ausſchuß des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, dem

die Wahlrechts- und Verfaſſungsvorlagen überwieſen worden ſind,
hat zu Verſchlepppungszweacken von der Regierung alle mög
lichen Denkſchriften und Materialien eingefordert. Die Regierung
hat ſich ſehr beeilt, ſie zu liefern. Die erſte dieſer Denkſchriften über
Verfaſſung und Wohlrecht in den deutſchen Bundesſtaaten iſt bereits
t Zu ihr ſchreibt uns Landtagsabgeordneter Paul

irſch:
Einer der Gründe, mit denen in den jüngſten Wahlrechtsdebat-

ten die Einführung des gleichen Wahlrechts in Preußen bekämpft
wurde, beſtand in der Furcht, daß die übrigen deutſchen Bundes
ſtaaten dem preußiſchen Beiſpiele folgen könnten und daß wir auf
dieſe Weiſe allmählich zu völlig demokratiſchen Zuſtänden in ganz
Deutſchland kommen würden. So dringend notwendig uns auch die
Demokratiſierung erſcheint, ſo müſſen wir doch der Behauptung be
gegnen, als ob dies Ziel durch unveränderte Annahme der preußi
ſchen Regierungsvorlagen ſchon erreicht ſei. Wer das glaubt, der
vergißt, daß ſelbſt nach dem Erſatz des Dreiklaſſenwahlſyſtems durch
das von der Regierung vorgeſehene Wahlrecht das Herrenhaus nicht
nur beſtehen bleibt, ſondern auch mit erweiterten Befugniſſen ver-
ſehen wird und daß in den großen deutſchen Bundesſtaaten die Ver
faſſung auf ganz ähnlichen Grundlagen beruht.

Jm Gegenſatz zum Reiche beſteht das Zweikammerſhſtem außer
in Preußen noch in Baden, Bayern, Heſſen, Sachſen, Württemberg
und Elſaß-Lothringen. Dies Syſtem iſt alſo keine preußiſche, es
iſt auch keine deutſche Eigenart, denn wir finden es auch in zahl
reichen außerdeutſchen Ländern, ſo in England, Belgien, Frankreich,
Dänemark, Japan, Jtalien, den Niederlanden, Oeſterreich, Portugal,
Rumänien, Spanien, Ungarn, der Türkei, der Schweiz und den Ver-
einigten Staaten. Mag man der erſten Kammer den Namen
Herrenhaus beilegen, mag man ſie als Senat, als Oberhaus, als
Ständerat,, als Kammer der Reichsräte oder wie immer bezeichnen,
an dem Weſen der Sache wird durch den Namen nichts geändert.
Und im Prinzip bleibt es ſich auch gleich, ob neben der aus Wahlen
hervorgegangenen zweiten Kammer eine auf Berechtigungen und Gr
nennungen beruhende erſte Kammer beſteht oder ob, wie in einer
Reihe kleinerer deutſcher Bundesſtaaten, der Mangel an der ge
nügenden Anzahl politiſcher Kräfte dazu geführt hat, das Parlament
teils nach Art der Unterhäuſer, teils nach Art der Oberhäuſer zu
beſetzen. Worauf es den Regierungen ankam, iſt, das Parlament
gegen Maſſeneinflüſſe widerſtandsfähiger zu machen. Dies Ziel wird
erreicht teils durch Schaffung beſonderer erſter Kammern, teils da
durch, daß von den Mitgiledern der geſetzgebenden Körperſchaft nur
eine beſchränkte Anzahl aus Wahlen hervorgeht, während die übrigen
ernannt oder beſonderen Klaſſen der Geſellſchaft vorbehalten
bleiben.

Soviel im Jntereſſe der Feſtſtellung der hiſtoriſchen Wahrheit.
Daß wir als Sozialdemokraten die Beſeitigung aller Oberhäuſer
und für jeden Bundesſtagat ein aus allgemeinen, gleichen, direkten
und geheimen Wahlen hervorgehende Volksvertretung anſtreben, iſt
ſo ſelbſtverſtändlich, daß es nicht beſonders geſagt zu werden braucht.
Von dieſem Ziele aber ſind wir noch weit entfernt. Ja, wenn wir
einen Rückblick auf die Verfaſfungskämpfe der letzten Jahrzehnte
werfen, dann finden wir ſogar, daß in mehr als einem Staate das
Wahlrecht verſchlechtert ift und daß in anderen Verbeſſerungen nur
um den Preis von Einſchränkungen der Rechte der Wähler auf der
anderen Seite durchgeführt werden konnte.

Noch in friſcher Erinnerung iſt die Wahlreform in Hamburg
vom 65. März 10906, wo bis dahin die 80 Sitze, die allen Bürgern vor
behalten waren, aus allgemeinen Wahlen bei einem Zenſus von
1200 Mark hervorgingen, während ſeitdem die Bürger je nach ihrer
Steuerleiſtung in zwei Klaſſen geteilt werden. Ein ähnlicher Wahl
rechtsraub iſt durch Geſetz vom 27. April 1913 in Anhalt und
einigen anderen Kleinſtaaten vollzogen. Jn Bayern iſt durch
Geſetz vom 9. April 1896 zwar die indirekte Wahl beſeitigt, aber
gleichzeitig die Altersgrenze von 21 auf das 25. Lebensjahr hinauf
geſetzt, ein Zenſus eingeführt und die Wahlkreiſe feſtgelegt worden.
In Heſſen brachte die Reform vom 3. Juni 1911 das direkte
Wahlrecht, aber auch eine Zuſatzſtimme für das 50. Lebensjahr. Auch
in Sachſen Meiningen ging Hand in Hand mit der Ab-
ſchaffung der indirekten Wahl die Heraufſetzung des wahlfähigen
Alters von 21 auf 25 Jahre, die Neuſchaffung der berufsſtändiſchen
Vertretungen und die Verlängerung der Wahlperiode von 3 auf
6 Jahre. Jn Schwarzburg-Sondershauſen brachte die
Reform vom 2. April 1912 neben der Einführung der geheimen Wahl
gleichfalls eine Erhöhung des Wahlalters von 21 auf 25 Jahre.

Reſtloſe Verbeſſerung des Wahlrechts finden wir in Elſaß
Lothringen, wo 1911 der bisherige Landesausſchuß von 53 Mit
gliedern, die durch die Begzirkstage, Gemeinderäte und von den
Gemeinderäten gewählte Wahlmänner gewählt wurden, erſetzt iſt
durch eine aus direkten, geheimen und gleichen Wahlen hervor
gehende zweite Kammer, ferner in Württemberg, wo 1906 aus
der zweiten Kammer 23 privilegierte Abgeordnete entfernt wurden,
und endlich in Sach ſen, wo 1909 an die Stelle eines Dreiklaſſen
wahlrechts nach preußiſchem Vorbild ein Mehrſtimmenwahlkrecht trat.

Bedenkt man ferner, daß faſt überall eine freiere Ausgeſtaltung
des Wahlrechts zu den zweiten Kammern erkauft werden mußte
durch eine Erweiterung der Befugniſſe der erſten Kammern, ſo ſieht
man, wieviel zu tun noch übrig bleibt, um zu wirklich demokrati
ſchen Zuſtänden zu gelangen.

Der Kampf um die Demokratiſierung der Wahlrechte zu den
geſetzgebenden Körperſchaften in den deutſchen Bundesſtaaten iſt um
ſo notwendiger, als dieſe Wahlrechte ſelbſt, ſo ſehr auch im ein
zelnen voneinander abweichen, ſamt und ſonders die einen mehr,
die anderen weniger die Tendenz zeigen, der Arbeiterklaſſe den
ihr gebührenden Anteil an der Geſetzgebung vorzuenthalten. Selbſt
verhältnismäßig freie Wahlgeſehe, wie ſie in Süddeutſchland de
ſtehen, genügen unſeren Anforderungen nicht. Denn ganz abgefehen
davon, daß die Altersgrenze überall viel zu hoch bemeſſen iſt und
daß die Frauen durchweg vom Wahhkrecht ausgeſchloſſen ſind, iſt auch
ſonſt die Allgemeinheit weſentlich eingeſchränkt, ſei es durch die For
derung einer mehr oder minder kangen Staatsangehörigkeit oder
Aufenthalisdauer, ſei es durch die Forderung der Zahlung einer be
ſtimmten Steuer, ſei es durch die Beſtimmung, daß das Wahlrecht
bei Steuerrückſtänden oder beim Bezug von Armenunterſtützung
ruht, Von den außer in rPeußen auch noch in- einigen anderen
Bundesſtaaten beſtehenden Klaffenwahlrechten oder ſonſtigen pluto
kratiſchen Wahlſhyſtemen ganz zu ſchweigen, bedürfen die Wablgeſetze
überall einer durchgreifenden Reform. Umgekehrt wie die Gegner
des gleichen Wahlrechts in Preußen den preußiſchen Siaatsbürgern
ihre Rechte vorenthalten wollen, damit die übrigen deutſchen Bundes
ſtaaten nicht zu demokratiſchen Reformen gezwungen werden, fordern
wir ein wirklich freiheitliches Wahlrecht für Preußen, das das

r Signal zu einem Wahlrechtskampf auf der ganzen Linie bilden ſoll,
zu einem Wahlrechtskampf mit dem Ziel der Befeitigung des Zweis
kammerſyſtems und der l des allgemeinen, gleichen, direk
ten und geheimer Wahkrechts für Männer und Frauen zu den geſetz

ehe d egebe Körverſchaften alker deutſchen Bundesftagten.

Gine Regierungsdenkſchrift für die
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